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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1361 DER KOMMISSION
vom 30. September 2020

zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2019 in Bezug auf bestimmte zum

Anpflanzen bestimmte Pflanzen von Malus domestica mit Ursprung in Serbien und bestimmte zum

Anpflanzen bestimmte Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer
shirasawanum Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/2031 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 iiber
MaRnahmen zum Schutz vor Pflanzenschidlingen, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU)
Nr. 652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien
69/464[EWG, 74/647]EWG, 93/85[EWG, 98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG und 2007/33[EG des Rates (),
insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 Unterabsitze 1 und 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 (%) der Kommission wurde auf der Grundlage einer vorldufigen
Risikobewertung eine Liste von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenstinden mit hohem Risiko
erstellt.

(2)  Die Durchfihrungsverordnung (EU) 2018/2018 () der Kommission enthilt besondere Vorschriften fur das
Verfahren, das bei der Durchfithrung der Risikobewertung gemifl Artikel 42 Absatz 4 der Verordnung (EU)
2016/2031 in Bezug auf Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstdnde mit hohem Risiko anzuwenden ist.

(3)  Nach einer vorldufigen Risikobewertung wurden 35 zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen aus allen Drittlindern als
Pflanzen mit hohem Risiko in den Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 aufgenommen, darunter
die Gattungen Malus Mill. und Acer L.

(4)  Am 31. Juli 2019 stellte Serbien bei der Kommission einen Antrag auf Ausfuhr in die Union von ein- bis
zweijahrigen ruhenden, veredelten, zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit nackten Wurzeln, die zur Art Malus
domestica gehoren. Dieser Antrag wurde durch die jeweiligen technischen Dossiers unterstiitzt.

(5)  Am 13. Mai 2020 veroffentlichte die Européische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Behorde*)
ein wissenschaftliches Gutachten zur Risikobewertung von zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen von Malus
domestica aus Serbien (‘). Die Behorde ermittelte Erwinia amylovora als fur diese zum Anpflanzen bestimmten
Pflanzen relevanten Schidling, bewertete die im Dossier beschriebenen Risikominderungsmafinahmen fiir diesen
Schidling und schitzte die Wahrscheinlichkeit einer Schadlingsfreiheit ein.

() ABLL 317 vom 23.11.2016, S. 4.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission vom 18. Dezember 2018 zur Erstellung einer vorldufigen Liste von
Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenstinden mit hohem Risiko im Sinne des Artikels 42 der Verordnung (EU)
2016/2031 und einer Liste von Pflanzen, fiir die gemdf Artikel 73 der genannten Verordnung fiir das Einfiithren in die Union kein
Pflanzengesundheitszeugnis bendtigt wird (ABL L 323 vom 19.12.2018, S. 10).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2018 der Kommission vom 18. Dezember 2018 zur Festlegung besonderer Vorschriften fiir das
Verfahren zur Durchfithrung der Risikobewertung in Bezug auf Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstinde mit hohem
Risiko im Sinne des Artikels 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/2031 des Europiischen Parlaments und des Rates (ABI. L 323
vom 19.12.2018, S. 7).

(*) EFSA PLH-Gremium (EFSA-Gremium fiir Pflanzengesundheit), 2020. Scientific Opinion on the commodity risk assessment of Malus
domestica plants from Serbia. EFSA Journal 2020;18(5):6109, 53 S. https://doi.org/10.2903j.efsa.2020.6109.


https://doi.org/10.2903/j.efsa.2020.6109
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(6)  Auf der Grundlage dieses Gutachtens wird davon ausgegangen, dass das Pflanzengesundheitsrisiko beim Einfithren
in die Union von ein- bis zweijahrigen ruhenden, veredelten, zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit nackten
Wurzeln der Art Malus domestica mit Ursprung in Serbien auf ein hinnehmbares Mafl reduziert wird, sofern
geeignete Risikominderungsmaflnahmen getroffen werden, um dem mit diesen zum Anpflanzen bestimmten
Pflanzen verbundenen Schidlingsrisiko zu begegnen. Da diese geeigneten Manahmen in Anhang X Nummer 9 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2072 (*) der Kommission vorgesehen sind, sollten diese zum Anpflanzen
bestimmten Pflanzen nicht mehr als Pflanzen mit hohem Risiko gelten und aus dem Anhang der Durchfiihrungs-
verordnung (EU) 2018/2019 gestrichen werden.

(7)  Am 29. August 2019 stellte Neuseeland bei der Kommission einen Antrag auf Ausfuhr in die Union von ein- bis
dreijahrigen ruhenden, veredelten, zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit nackten Wurzeln, ohne Blitter, die zu
den Arten Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi gehoren. Dieser
Antrag wurde durch das entsprechende technische Dossier unterstiitzt.

(8)  Am 20. Mai 2020 veroffentlichte die Behorde ein wissenschaftliches Gutachten zur Risikobewertung von zum
Anpflanzen bestimmten Pflanzen von Acer spp. aus Neuseeland (). Die Behorde ermittelte Eotetranychus
sexmaculatus, Meloidogyne fallax, Oemona hirta und Platypus apicalis als fir diese zum Anpflanzen bestimmten
Pflanzen relevante Schidlinge, bewertete die im Dossier beschriebenen Risikominderungsmafinahmen fir diese
Schidlinge und schitzte die Wahrscheinlichkeit einer Schadlingsfreiheit fur jeden Schidling in Bezug auf diese
Waren ein.

(9)  Auf der Grundlage dieses Gutachtens wird davon ausgegangen, dass das Pflanzengesundheitsrisiko beim Einfithren
in die Union von ein- bis dreijahrigen ruhenden, veredelten, zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit nackten
Wurzeln, ohne Bldtter, der Arten Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum
Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland auf ein hinnehmbares Maf8 reduziert wird, sofern geeignete Risikominde-
rungsmaffnahmen getroffen werden, um dem mit diesen zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen verbundenen
Schidlingsrisiko zu begegnen. Da diese geeigneten Maflnahmen in der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1362
der Kommission (') vorgesehen sind, sollten diese zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen nicht mehr als Pflanzen
mit hohem Risiko gelten und aus dem Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 gestrichen werden.

(10) Um den Verpflichtungen der Union aus dem Ubereinkommen der Welthandelsorganisation iiber die Anwendung
gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Manahmen (%) nachzukommen, sollte die Einfuhr dieser
Waren so schnell wie moglich wieder aufgenommen werden. Diese Verordnung sollte daher am dritten Tag nach
ihrer Veréffentlichung in Kraft treten —

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Standigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019

Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung
gedndert.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission vom 28. November 2019 zur Festlegung einheitlicher Bedingungen fiir
die Durchfithrung der Verordnung (EU) 2016/2031 des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Mafnahmen zum Schutz
vor Pflanzenschidlingen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission sowie zur Anderung der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission (ABL. L 319 vom 10.12.2019, S. 1).

(®) EFSA PLH-Gremium (EFSA-Gremium fiir Pflanzengesundheit), 2020. Scientific Opinion on the commodity risk assessment of Acer
spp. plants from New Zealand. The EFSA Journal 2020; 18(5): 6105. https://doi.org/10.2903j.efsa.2020.6105.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1362 der Kommission vom 30. September 2020 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2020/1213 in Bezug auf die Pflanzenschutzmafnahmen fiir das Einfithren in die Union bestimmter zum Anpflanzen bestimmter
Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland (siche
Seite 5 dieses Amtsblatts).

() Ubereinkommen der Welthandelsorganisation iiber die Anwendung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher
Mafnahmen (SPS-Ubereinkommen), https://www.wto.org/english/tratop_e[sps_e[spsagr_e.htm.


https://doi.org/10.2903/j.efsa.2020.6105
https://www.wto.org/english/tratop_e/sps_e/spsagr_e.htm
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Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 30. September 2020

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG
In Nummer 1 des Anhangs der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 wird die zweite Spalte ,Bezeichnung “ wie folgt
gedndert:
a) Der Eintrag fiir ,Malus Mill.“ erhalt folgende Fassung:

,Malus Mill., ausgenommen ein- bis zweijahrige ruhende, veredelte, zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen mit nackten
Wurzeln der Art Malus domestica mit Ursprung in Serbien®;

b) der Eintrag fiir ,Acer L erhilt folgende Fassung:

»Acer L., ausgenommen ein- bis drejjahrige ruhende, veredelte, zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen mit nackten
Wurzeln, ohne Blitter, der Arten Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi
mit Ursprung in Neuseeland*.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1362 DER KOMMISSION
vom 30. September 2020

zur Anderung der Durchfilhrungsverordnung (EU) 2020/1213 in Bezug auf die

Pflanzenschutzmaflnahmen fiir das Einfithren in die Union bestimmter zum Anpflanzen

bestimmter Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer
shirasawanum Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/2031 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 iiber
Mafinahmen zum Schutz vor Pflanzenschidlingen, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU)

Nr.

652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien

69/464[EWG, 74/647[EWG, 93[85[EWG, 98/57/EG, 2000[29/EG, 2006/91/EG und 2007/33/EG des Rates (),
insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 Unterabsatz 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

(2)

Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission (%) wurde auf der Grundlage einer vorldufigen
Risikobewertung eine Liste von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenstinden mit hohem Risiko
erstellt.

Wird auf der Grundlage einer Risikobewertung festgestellt, dass von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder anderen
Gegenstinden mit Ursprung in einem Drittland, einer Gruppe von Drittlindern oder einem bestimmten Gebiet des
betreffenden Drittlands ein nicht hinnehmbares Schidlingsrisiko ausgeht, dass dieses Risiko jedoch durch
Ausfithrung bestimmter Mafinahmen auf ein hinnehmbares Mafl reduziert werden kann, so streicht die
Kommission gemifl der Verordnung (EU) 2016/2031 diese Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder anderen
Gegenstinde aus der Liste der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 und nimmt sie in die Liste gemafS
Artikel 41 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/2031 auf.

Dariiber hinaus sind in der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1213 der Kommission (*) die Pflanzenschutz-
mafinahmen fiir das Einfithren bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und anderer Gegenstinde, die aus dem
Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 gestrichen wurden, in die Union, festgelegt.

Im Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 sind Pflanzen der Gattung Acer L. als Pflanzen mit
hohem Risiko aufgefiihrt.

Am 29. August 2019 stellte Neuseeland bei der Kommission einen Antrag auf Ausfuhr in die Union von ein- bis
dreijdhrigen ruhenden, veredelten, zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit nackten Wurzeln, ohne Blitter, der
Arten Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi (im Folgenden die
,spezifizierten Pflanzen®). Dieser Antrag wurde durch das entsprechende technische Dossier unterstiitzt.

Am 20. Mai 2020 veroffentlichte die Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Behorde®)
ein wissenschaftliches Gutachten zur Risikobewertung von Pflanzen von Acer spp. aus Neuseeland (¥). Die Behorde
ermittelte Eotetranychus sexmaculatus, Meloidogyne fallax, Oemona hirta und Platypus apicalis (im Folgenden die
,spezifizierten Schadlinge®) als fur die spezifizierten Pflanzen relevante Schidlinge, bewertete die im Dossier
beschriebenen Risikominderungsmafinahmen fir diese Schidlinge und schitzte die Wahrscheinlichkeit einer
Schadlingsfreiheit fiir jeden Schidling in Bezug auf diese Ware ein.

Auf der Grundlage dieses Gutachtens wurden mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1361 der
Kommission (°) die spezifizierten Pflanzen von der Liste der Pflanzen mit hohem Risiko in der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2018/2019 gestrichen.

ABL. L 317 vom 23.11.2016, S. 4.

Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission vom 18. Dezember 2018 zur Erstellung einer vorldufigen Liste von
Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenstinden mit hohem Risiko im Sinne des Artikels 42 der Verordnung (EU)
2016/2031 und einer Liste von Pflanzen, fiir die gemdf Artikel 73 der genannten Verordnung fiir das Einfiithren in die Union kein
Pflanzengesundheitszeugnis benétigt wird (ABL L 323 vom 19.12.2018, S. 10).

Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1213 der Kommission vom 21. August 2020 mit Pflanzenschutzmafnahmen fiir das Einfiihren
bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und anderer Gegenstinde, die aus dem Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU)
2018/2019 gestrichen wurden, in die Union (ABL L 275 vom 24.8.2020, S. 5).

EFSA PLH-Gremium (EFSA-Gremium fiir Pflanzengesundheit), 2020. Scientific Opinion on the commodity risk assessment of Acer
spp. plants from New Zealand. EFSA Journal 2020; 18(5): 6105. https://doi.org/10.2903/j.efsa.2020.6105.
Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1361 der Kommission vom 30. September 2020 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2018/2019 in Bezug auf bestimmte zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen von Malus domestica mit Ursprung in Serbien und
bestimmte zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum
Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland (siche Seite 1 dieses Amtsblatts).


https://doi.org/10.2903/j.efsa.2020.6105
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(8)  Dariiber hinaus konnen auf der Grundlage dieses Gutachtens die erforderlichen Mafnahmen hinsichtlich des mit den
spezifizierten Schadlingen verbundenen Risikos als pflanzengesundheitliche Einfuhrvorschriften erlassen werden,
um den Pflanzenschutz im Gebiet der Union im Zusammenhang mit dem Einfiithren der spezifizierten Pflanzen in
die Union zu gewiahrleisten.

(9)  In Bezug auf Oemona hirta und Platypus apicalis werden die von Neuseeland im Dossier beschriebenen Mafinahmen
als ausreichend erachtet, um das Risiko beim Einfithren in die Union der spezifizierten Pflanzen auf ein
hinnehmbares Mafl zu reduzieren. Daher sollten sich die Mafnahmen fur diese beiden Schidlinge auf die von
Neuseeland im Dossier beschriebenen Mafinahmen stiitzen.

(10) In Bezug auf Meloidogyne fallax stehen die von Neuseeland im Dossier beschriebenen Mafinahmen im Einklang mit
den geltenden Vorschriften gemdfl Anhang VII Nummer 10 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2072 der
Kommission (°) fir Nematoden in Bezug auf zum Anpflanzen bestimmte Baume und Straucher.

(11) In Bezug auf Eotetranychus sexmaculatus wird die Auffassung vertreten, dass durch die Anwendung der von
Neuseeland in dem Dossier vorgeschlagenen Mafinahmen allein das Risiko beim Einfithren der spezifizierten
Pflanzen in die Union nicht auf ein hinnehmbares Maf$ reduziert werden kann, da nach Auffassung der Behorde
nach wie vor einige Unsicherheiten bestehen. Werden die festgestellten Unsicherheiten beseitigt, indem zusitzliche
Mafnahmen in Bezug auf amtliche Erklarungen und Pflanzengesundheitszeugnisse fiir diese Pflanzen angewandt
werden, so kann das Risiko beim Einfithren der spezifizierten Pflanzen in die Union auf ein hinnehmbares Maf3
reduziert werden. Daher sollten die von Neuseeland im Dossier fir Eotetranychus sexmaculatus vorgeschlagenen
Maflnahmen durch diese Mafnahmen, die auf die Beseitigung der Unsicherheiten abzielen, erginzt werden.

(12) Oemona hirta und Meloidogyne fallax sind als Unionsquarantineschddlinge in Anhang II der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2019/2072 aufgefiihrt. Eotetranychus sexmaculatus und Platypus apicalis sind noch nicht in der Liste
der Unionsquarantineschddlinge der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2072 aufgefiihrt, konnen jedoch nach
einer weiteren vollstindigen Risikobewertung die Bedingungen fiir eine Aufnahme erfiillen. Wird festgestellt, dass
diese Schidlinge diese Bedingungen erfiillen, werden sie in die Liste in Anhang II der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2019/2072 aufgenommen, und die betreffenden Pflanzen werden auf der Grundlage einer vollstindigen
Risikobewertung fiir diese Schadlinge zusammen mit den jeweiligen Maffnahmen in die Liste in Anhang VII der
genannten Verordnung aufgenommen. Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2072 sollte daraufhin
entsprechend iiberarbeitet werden.

(13) Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1213 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(14)  Um den Verpflichtungen der Union aus dem Ubereinkommen der Welthandelsorganisation iiber die Anwendung
gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Mafnahmen (') nachzukommen, sollte die Einfuhr der
spezifizierten Pflanzen so schnell wie moglich wieder aufgenommen werden. Diese Verordnung sollte daher am
dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung in Kraft treten.

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Standigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung werden Pflanzenschutzmafinahmen fiir das Verbringen bestimmter zum Anpflanzen bestimmter
Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi mit Ursprung in
Neuseeland in die Union festgelegt.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission vom 28. November 2019 zur Festlegung einheitlicher Bedingungen fiir
die Durchfithrung der Verordnung (EU) 20162031 des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Mafnahmen zum Schutz
vor Pflanzenschidlingen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission sowie zur Anderung der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission (ABL. L 319 vom 10.12.2019, S. 1).

() Ubereinkommen der Welthandelsorganisation iiber die Anwendung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher
Mafnahmen (SPS-Ubereinkommen), https://www.wto.org/english/tratop_e[sps_e[spsagr_e.htm.


https://www.wto.org/english/tratop_e/sps_e/spsagr_e.htm
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Artikel 2
Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1213

Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1213 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung
geidndert.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 30. September 2020

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG

Im Anhang der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1213 werden folgende Nummern angefiigt:

,Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse

oder andere Gegenstande

KN-Code

Ursprungsdritt-
linder

Mafnahmen

4.

Ein- bis drejjihrige ruhen-
de, veredelte, zum An-
pflanzen bestimmte
Pflanzen mit nackten
Wurzeln, ohne Blitter,
von Acer japonicum Thun-
berg, Acer palmatum
Thunberg und Acer shira-
sawanum Koidzumi

ex 060290 41
ex 0602 90 45
ex 0602 90 46
ex 0602 90 48
ex 060290 50

Neuseeland

a)

Amtliche Feststellung, dass

i) die Pflanzen frei von Eotetranychus sexmacula-
tus sind;

ii) die Pflanzen wahrend ihrer gesamten Lebens-
dauer an einem Erzeugungsort gezogen wur-
den, der, zusammen mit den dazugehorigen
Produktionsflichen bei der nationalen Pflan-
zenschutzorganisation des Ursprungslandes
registriert ist und von dieser iiberwacht wird

iii) die Produktionsfliche seit Beginn des gesam-
ten Produktionszyklus bei zu geeigneten Zeit-
en durchgefiihrten amtlichen Kontrollen als
frei von Eotetranychus sexmaculatus befunden
wurde; bei Verdacht auf das Auftreten von Eo-
tetranychus sexmaculatus auf der Produktions-
flache geeignete Behandlungen durchgefiihrt
wurden, um das Nichtvorhandensein des
Schidlings sicherzustellen; eine Umgebungs-
zone von 100 m eingerichtet wurde, die zu
geeigneten Zeiten auf Eotetranychus sexmacula-
tus iberwacht wird, und falls der Schadling in
Wirtspflanzen festgestellt wurde, diese Pflan-
zen unverziiglich entfernt und vernichtet
wurden;

iv) ein System eingerichtet wurde, um sicherzu-
stellen, dass Werkzeuge und Maschinen so ge-
reinigt werden, dass sie frei von Erde und
Pflanzenresten sind, und so desinfiziert wer-
den, dass sie vor ihrer Verbringung auf die
jeweiligen Produktionsflichen frei von Eote-
tranychus sexmaculatus sind;

v) die Pflanzen bei der Ernte gereinigt und ge-
schnitten sowie einer amtlichen pflanzenge-
sundheitlichen Kontrolle unterzogen wurden,
die mindestens eine eingehende visuelle Un-
tersuchung, insbesondere von Stimmen und
Zweigen der Pflanzen, umfasst, um das Nicht-
vorhandensein von Eotetranychus sexmaculatus
zu bestitigen;

vi) unmittelbar vor der Ausfuhr Sendungen von
Pflanzen einer amtlichen Untersuchung auf
Eotetranychus sexmaculatus unterzogen wur-
den, insbesondere die Stimme und Zweige
der Pflanzen, und die ProbengrofSe fiir diese
Untersuchung mindestens eine Nachweis-
grenze von 1 % Befall mit einer Zuverlassig-
keit von 99 % gewdhrleistet;

Die Pflanzengesundheitszeugnisse fiir diese Pflan-

zen enthalten unter der Uberschrift ,Zusitzliche

Erklarung":

i) die folgende Erklirung: Die Sendung ent-
spricht den Bestimmungen der Durchfiih-
rungsverordnung (EU) 2020/1362 der Kom-
mission.’

ii) die Angabe der registrierten Produktionsfld-
chen.
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5 Ruhende veredelte. zum | €X0602 90 41 Neuseeland a) Amtliche Feststellung, dass
Anpﬂanz]en bestimmte | €X 0602 90 45 i) die Pflanzen frei von Oemona hirta und Platy-
ex 0602 90 46 pus apicalis sind;

Pflanzen mit nackten
Wurzeln, ohne Blitter,
von Acer japonicum Thun-
berg, Acer  palmatum
Thunberg und Acer shira-
sawanum Koidzumi

ex 0602 90 48
ex 060290 50

ii) die Pflanzen wahrend ihrer gesamten Lebens-
dauer an einem Erzeugungsort gezogen wur-
den, der, zusammen mit den dazugehorigen
Produktionsflichen bei der nationalen Pflan-
zenschutzorganisation des Ursprungslandes
registriert ist und von dieser iiberwacht wird

iii) die Produktionsfliche seit Beginn des gesam-
ten Produktionszyklus bei zu geeigneten Zeit-
en durchgefiihrten amtlichen Kontrollen als
frei von Oemona hirta und Platypus apicalis be-
funden wurde; bei Verdacht auf das Auftreten
von Oemona hirta oder Platypus apicalis auf der
Produktionsfliche geeignete Behandlungen
durchgefithrt wurden, um das Nichtvorhan-
densein der Schidlinge sicherzustellen;

iv) die Pflanzen bei der Ernte gereinigt und einer
amtlichen Kontrolle unterzogen wurden, um
das Nichtvorhandensein von Oemona hirta
und Platypus apicalis zu bestitigen;

v) unmittelbar vor der Ausfuhr Sendungen von
Pflanzen einer amtlichen Untersuchung auf
Eotetranychus sexmaculatus unterzogen wurden
und die Probengréfe mindestens eine Nach-
weisgrenze von 1 % Befall mit einer Zuverlds-
sigkeit von 99 % gewdahrleistet;

Die Pflanzengesundheitszeugnisse fiir diese Pflan-

zen enthalten unter der Uberschrift ,Zusitzliche

Erklarung":

i) die folgende Erklirung: Die Sendung ent-
spricht den Bestimmungen der Durchfiih-
rungsverordnung (EU) 2020/1362 der Kom-
mission.’

ii) die Angabe der registrierten Produktionsfla-
chen.”
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1363 DER KOMMISSION
vom 30. September 2020

zur Zulassung einer Zubereitung aus Bacillus amyloliquefaciens DSM 25840 als Zusatzstoff in
Futtermitteln fiir alle Schweinearten (Zulassungsinhaber: Chr. Hansen A/S)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Inder Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 ist vorgeschrieben, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung
zugelassen werden miissen, und es sind die Voraussetzungen und Verfahren fur die Erteilung einer solchen
Zulassung geregelt.

(2)  Es wurden Antrige auf Zulassung einer Zubereitung aus Bacillus amyloliquefaciens DSM 25840 gemifs Artikel 7 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 gestellt. Diesen Antrdgen waren die gemifd Artikel 7 Absatz 3 der genannten
Verordnung vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

(3)  Diese Antrige betreffen die Zulassung einer in die Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe
einzuordnenden Zubereitung aus Bacillus amyloliquefaciens DSM 25840 als Zusatzstoff in Futtermitteln fuir alle
Schweinearten.

(4)  Die Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Behorde®) zog in ihren Gutachten vom
21. Februar 2018 (3 und vom 4. Oktober 2019 () den Schluss, dass die Zubereitung aus Bacillus amyloliquefaciens
DSM 25840 unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen auf die
Tiergesundheit, die Verbrauchersicherheit oder die Umwelt hat. Sie kam ferner zu dem Schluss, dass der Zusatzstoff
als potenzielles Inhalationsallergen zu betrachten ist und dass keine Schlussfolgerung dariiber maoglich ist, ob er
moglicherweise haut- oder augenreizend ist oder ob er eine Sensibilisierung der Haut hervorruft. Daher sollten
geeignete Schutzmafnahmen ergriffen werden, um schidliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit,
insbesondere in Bezug auf die Verwender des Zusatzstoffs, zu vermeiden. Die Behorde gelangte zu dem Schluss,
dass der Zusatzstoff die zootechnischen Parameter bei allen Schweinearten erheblich verbessert. Besondere
Vorgaben fiir die Uberwachung nach dem Inverkehrbringen hilt die Behérde nicht fiir erforderlich. Sie hat
auflerdem den Bericht iiber die Methode zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln gepriift, den das
mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(5)  Die Bewertung der Zubereitung aus Bacillus amyloliquefaciens DSM 25840 hat ergeben, dass die Bedingungen fiir die
Zulassung gemifl Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfiillt sind. Daher sollte die Verwendung dieser

Zubereitung gemif$ den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Zulassung

Die im Anhang genannte Zubereitung, die der Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe“ und der Funktionsgruppe
,Darmflorastabilisatoren angehért, wird unter den im Anhang aufgefihrten Bedingungen als Zusatzstoff in der
Tiererndhrung zugelassen.

(') ABLL 268 vom 18.10.2003, S. 29.
(*) EFSA Journal 2018;16(4):5200.
(*) EFSA Journal 2019;17(11):5881 und EFSA Journal 2019;17(11):5883.
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Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 30. September 2020

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG
Mindestge- | Hochs- | Mindestge- | Hochs- Sonstice Besti Geltungsdauer
halt tgehalt halt tgehalt onstige bestimmungen der Zulassung
Kennnum- 1 . e des Zusammensetzung, chemische
mer des Zulassungsin- | Zusatzstoff Bezeichnun Begéhreibun Tierart oder | Hoch- .KBE/kg .
Zusatzst- hab 8 Anal 8 hod S Tierkategorie | stalter | Alleinfuttermittel
offs abers nalysemethode mit einem KBE/l Trankwasser
Feuchtigkeitsgehalt
von12 %
Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Darmflorastabilisatoren
4b1901 | Chr. Hansen |Bacillus amy- | Zusammensetzung des Zusatzstoffs | Alle — 5x10% | — |1,7x10°| — . In der Gebrauchsanweisung| 21. Oktober
AlS loliquefaciens | Zubereitung aus Bacillus amyloli- | Schwei- fur den Zusatzstoff und die 2030
DSM 25840 | quefaciens DSM 25840 mit min- | nearten Vormischungen sind die Lage-

destens 1,25 x 10'°KBE/g Zusatz-
stoff

Fest

Charakterisierung des Wirkstoffs
Lebensfihige Sporen von Bacillus
amyloliquefaciens DSM 25840

Analysemethode ()

Zur Bestimmung von Bacillus
amyloliquefaciens DSM 25840: Be-
stimmung: Pulsfeld-Gel-Elektro-
phorese (PFGE)

Zur Auszihlung von Bacillus amy-
loliquefaciens DSM 25840 im Fut-
termittelzusatzstoff, in Vormisch-
ungen und  Futtermitteln:
Ausstrichverfahren unter Ver-
wendung von Trypton-Soja-
Agar—EN 15784

rbedingungen und die Stabili-
tdt bei Warmebehandlung an-
zugeben.

. Der Zusatzstoff darf in Trank-

wasser verwendet werden. Bei
Verwendung des Zusatzstoffs
in Trankwasser ist fur eine
gleichmifige Dispersion des
Zusatzstoffs zu sorgen.

. Die Futtermittelunternehmer

miissen fir die Verwender
des Zusatzstoffs und der Vor-
mischungen operative Verfah-
ren und organisatorische Maf3-
nahmen  festlegen, um
potenzielle Risiken aufgrund
der Verwendung des Stoffs zu
vermeiden. Konnen diese Risi-
ken durch solche Verfahren
und Mafinahmen nicht besei-
tigt oder auf ein Minimum re-
duziert werden, so sind Zu-
satzstoff und Vormischungen
mit personlicher Schutzausrii-
stung, einschlieBlich Haut-,
Augen- und Atemschutz, zu
verwenden.

(") Néhere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https://ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports.

T1/1e 1

[3d ]

uorun udydsiedoing 1op ne[qsIUry

0C0T0T'1


https://ec.europa.eu/jrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports

1.10.2020 Amtsblatt der Europdischen Union L 317/13

EMPFEHLUNGEN

EMPFEHLUNG (EU) 2020/1364 DER KOMMISSION
vom 23. September 2020

zu legalen Schutzwegen in die EU: Forderung der Neuansiedlung, der Aufnahme aus humanitiren
Griinden und anderer komplementirer Zugangswege

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 292,
in Erwégung nachstehender Griinde:

(1)  Die Zahl der Fliichtlinge und anderer Personen, die internationalen Schutz benétigen, nimmt weltweit zu. Daher
muss die Fihigkeit der Union gestirkt werden, ihrer moralischen Pflicht zu wirksamer Hilfeleistung
nachzukommen. Alle Mitgliedstaaten sollten sich an den gemeinsamen Bemithungen der Union beteiligen, all jenen,
die internationalen Schutz benétigen, ihre Solidaritit zu zeigen, indem sie legale Zugangswege in die Union anbieten
und die Schutzzonen auferhalb der Union ausweiten.

(2)  Ferner sollen mit dieser Empfehlung die fortlaufenden Bemithungen der Mitgliedstaaten um die Bereitstellung und
Ausweitung legaler und sicherer Zugangswege fiir Menschen, die internationalen Schutz benotigen, unterstiitzt
werden. Die empfohlenen Mafinahmen zielen insbesondere darauf ab, Solidaritdt gegeniiber Drittlindern zu zeigen,
in denen sich eine grofle Zahl von Vertriebenen aufhilt, die internationalen Schutz benétigen, sowie einen Beitrag
zu internationalen Initiativen zur Neuansiedlung (Resettlement) und Aufnahme aus humanitiren Griinden sowie zu
einem besseren allgemeinen Migrationsmanagement zu leisten.

(3)  Die Union arbeitet an der Einrichtung und Ausweitung von Schutzzonen in den Transit-, Ziel- oder Erstasyllandern,
um sowohl Menschen, die internationalen Schutz benotigen, als auch besonders schutzbediirftige Migranten sowie
Aufnahmegemeinschaften zu unterstiitzen. Die regionalen Entwicklungs- und Schutzprogramme (') am Horn von
Afrika, in Nordafrika und im Nahen Osten unterstiitzen unter anderem die Aufrechterhaltung und Ausweitung von
Schutzzonen durch den Ausbau der Kapazititen der nationalen Systeme und die Unterstiitzung der Behorden und
der Zivilgesellschaft. Sie leisten direkte Hilfe fir Personen, die internationalen Schutz benotigen. Alle Leistungen
werden von Durchfihrungspartnern erbracht. Aus den Programmen werden dauerhafte Losungen — insbesondere
die Neuansiedlung — fiir Menschen unterstiitzt, die internationalen Schutz benotigen. Hiermit werden Screening
und Registrierung sichergestellt, die effektive Bestimmung der Fliichtlingseigenschaft erleichtert und die Neuansied-
lungsmaffnahmen des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (UNHCR) direkt unterstiitzt. Die
Mitgliedstaaten werden aufgefordert, eine aktive Rolle als Konsortiumsmitglieder zu tibernehmen oder finanziell zur
Unterstiitzung und Umsetzung der regionalen Entwicklungs- und Schutzprogramme beizutragen, um die externe
Dimension der EU-Migrationspolitik zu stirken.

(4)  Die Neuansiedlung ist ein wichtiges Instrument, das Personen Schutz bietet, die internationalen Schutz benétigen,
und Ausdruck weltweiter Solidaritdt mit Drittlindern, die hierdurch Hilfe bei der Versorgung der zahlreichen
Menschen erhalten, die vor Krieg oder Verfolgung flichen. Die Neuansiedlung ist zudem ein zentraler Bestandteil der
Asyl- und Migrationspolitik der Union, da sie Schutzbediirftigen sichere, legale Zugangswege bietet und zur Rettung
von Menschenleben, zur Verringerung der irreguldren Migration sowie zur Bekdmpfung des Geschiftsmodells von
Schleusernetzen beitrdgt. Die Neuansiedlung ist dariiber hinaus ein wichtiger und integraler Bestandteil eines
umfassenden Migrationskonzepts, wenn es darum geht, Partnerlinder in das gesamte Spektrum der
Migrationspolitik einzubeziehen.

(5)  Der UNHCR hat bestitigt, dass der weltweite Resettlement-Bedarf mit 1,44 Millionen Schutzbediirftigen im
Jahr 2020 nach wie vor hoch ist. Diese Zahl diirfte in den kommenden Jahren weiter steigen.

(") Aus dem Unionshaushalt kofinanziert und von Konsortien unter mitgliedstaatlicher Leitung durchgefiihrt.
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Auf dem ersten Globalen Fliichtlingsforum, das im Dezember 2019 stattfand, wurde eine Bilanz der Fortschritte bei
der Umsetzung des Globalen Pakts fiir Fliichtlinge des UNHCR gezogen. (?) Das Forum mobilisierte eine breite
internationale Unterstiitzung fur die Suche nach dauerhaften Losungen fiir die Fliichtlinge in der Welt, darunter
Losungen fir Neuansiedlungen und fiir mehr und vielfiltigere legale Zugangswege fir Menschen, die
internationalen Schutz benotigen. Die Dreijahresstrategie des UNHCR (2019-2021) zu Resettlement und
komplementiren Zugangswegen umfasst eine Ausweitung der Zugangswege durch ein groferes Angebot an
Neuansiedlungsplitzen, die Mobilisierung einer grofleren Zahl von Akteuren und pladiert fiir eine ausgepragtere
Willkommenskultur. Um weltweit eine Fithrungsrolle bei der Neuansiedlung zu iibernehmen, werden die
Mitgliedstaaten aufgefordert, die Umsetzung der Strategie zu unterstiitzen und dem derzeitigen Trend einer
riickldufigen Zahl von Neuansiedlungslindern weltweit sowie einem deutlichen Riickgang der Neuansied-
lungszusagen entgegenzuwirken. (°)

Seit 2015 haben zwei erfolgreiche, von der EU geforderte Neuansiedlungsprogramme, an denen eine betrichtliche
Zahl von Mitgliedstaaten teilnahm, mehr als 70 000 Menschen, die besonders dringend internationalen Schutz
benoétigen, geholfen, in der Union Zuflucht zu finden. Zwischen 2015 und 2018, als sich die Neuansiedlungspro-
blematik weltweit erheblich verschirft hatte, hatte sich die Zahl der Neuansiedlungen in den Mitgliedstaaten jedes
Jahr verdreifacht, sodass der Anteil der EU an den weltweiten Neuansiedlungsmafinahmen von weniger als 9 % vor
2016 auf 41 % im Jahr 2018 anstieg. Dieser Anstieg zeigt den Nutzen und das Potenzial einer Zusammenarbeit und
Koordination auf EU-Ebene im Bereich der Neuansiedlung. Er zeigt auch, wie wichtig die Finanzierung aus dem EU-
Haushalt ist: 1 Milliarde EUR waren fir die direkte Unterstiitzung der Neuansiedlungsbemithungen der
Mitgliedstaaten im Zeitraum 2015-2020 bestimmt.

Im Rahmen der ersten EU-Neuansiedlungsregelung () vereinbarten die Mitgliedstaaten zusammen mit den
assoziierten Dublin-Staaten, 22 504 Menschen, die internationalen Schutz benétigen, tiber einen Zeitraum von
zwei Jahren (2015-2017) aus dem Nahen Osten, dem Horn von Afrika und Nordafrika neu anzusiedeln. (°)
Insgesamt wurden im Rahmen dieses ersten erfolgreichen EU-Programms 19 452 Personen neu angesiedelt (das
entspricht 86 % aller zugesagten Neuansiedlungsplitze).

Im Rahmen der zweiten EU-Neuansiedlungsregelung () vereinbarten die Mitgliedstaaten, 50 039 Personen, die
internationalen Schutz benotigen, aus der Tiirkei, dem Libanon, Jordanien sowie aus Lindern entlang der zentralen
Mittelmeerroute neu anzusiedeln und damit insbesondere die vom UNHCR in Niger (2017) und Ruanda (2019)
eingerichteten Nothilfe-Transitmechanismen zu unterstiitzen. Die Regelung war mit 43 827 neu angesiedelten
Personen (88 % der Zusagen insgesamt) ein Erfolg.

(10) Um moglichst viele Neuansiedlungen zu gewdhrleisten und die verfiigbaren Mittel sinnvoll zu nutzen, erhalten

Mitgliedstaaten, die ihre Zusagen im Rahmen der zweiten Neuansiedlungsregelung der EU noch nicht vollstindig
erfillt haben, die Moglichkeit, dies in den Jahren 2020 und 2021 nachzuholen und so ihren fritheren
Verpflichtungen nachzukommen.

(11) Im Rahmen der Erkldrung EU-Tiirkei () sind bis Mitte September 2020 () iiber 27 000 Menschen neu angesiedelt

worden. Weitere Schutzbediirftige aus der Tiirkei wurden von den Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer nationalen
Programme neu angesiedelt.

(12) Die Union muss von Ad-hoc-Neuansiedlungsregelungen zu Regelungen iibergehen, die auf einem stabilen Rahmen

beruhen, der gewihrleistet, dass die Neuansiedlungsregelungen der Union nachhaltig und vorhersehbar sind. Hierzu
schlug die Kommission im Jahr 2016 im Rahmen der Uberarbeitung des Asylsystems der Union eine Verordnung
zur Schaffung eines Neuansiedlungsrahmens der Union () vor, der Schutzbediirftigen sichere und legale
Zugangswege zu internationalem Schutz erdffnet. Im Juni 2018 wurde eine partielle vorldufige politische Einigung
erzielt, die darin bestand, zusitzlich zur Neuansiedlung die Aufnahme aus humanitiren Griinden in den
Anwendungsbereich der vorgeschlagenen Verordnung aufzunehmen. Die rasche Annahme des Vorschlags ist eine
wichtige Voraussetzung fiir eine effizientere, gerechtere und solidere Asyl- und Migrationspolitik der EU mit einem
stabilen Rahmen fiir die Neuansiedlung.

https:/[www.unhcr.org/the-global-compact-on-refugees.html

Das UNHCR erhielt im Jahr 2018 Neuansiedlungszusagen von 29 Lindern. Im Jahr 2017 waren es noch 35 Lander. Die Zahl der
Ausreisen zwecks Neuansiedlung sank von 65 100 im Jahr 2017 auf 55 680 im Jahr 2018.

Empfehlung (EU) 2015/914 der Kommission vom 8. Juni 2015 fiir eine europiische Neuansiedlungsregelung (ABL. L 148 vom
13.6.2015, S. 32).

Schlussfolgerungen der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 20. Juli 2015.

Empfehlung (EU) 2017/1803 der Kommission vom 3. Oktober 2017 iiber den Ausbau legaler Einreisemdglichkeiten fiir Personen mit
Anspruch auf internationalen Schutz (ABL L 259 vom 7.10.2017, S. 21).
https:/[www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/03/18/eu-turkey-statement/

Diese Neuansiedlungen wurden teilweise im Rahmen der in den Erwdgungsgriinden (8) und (9) genannten Neuansiedlungsregelungen
der EU beriicksichtigt.

COM(2016) 468 final.


https://www.unhcr.org/the-global-compact-on-refugees.html
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/03/18/eu-turkey-statement/
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(13) Um sicherzustellen, dass die Neuansiedlungsbemithungen fortgesetzt werden, bis ein stabiler Rahmen vorhanden ist,
forderte die Kommission die Mitgliedstaaten auf, auf dem 9. Forum fiir Neuansiedlungs- und Umsiedlungs-
mafinahmen im Juli 2019 Neuansiedlungszusagen fir das Jahr 2020 zu unterbreiten. Grundlage hierfiir waren die
fir diesen Zeitraum vereinbarten Priorititen entsprechend dem vom UNHCR fiir 2020 prognostizierten weltweiten
Neuansiedlungsbedarf sowie den fiir die Neuansiedlungsplanung der EU fiir 2020 vom UNHCR empfohlenen
30 000 Neuansiedlungspldtzen. In der Folge gingen Zusagen der Mitgliedstaaten fiir knapp 29 500 Neuansied-
dlungsplatze ein. Die betrichtliche Zahl der zugesagten Plitze, die sich auf mehr als 50 % aller Neuansiedlungsplitze,
die dem UNHCR fiir 2020 zugesagt wurden, belduft, unterstreicht das anhaltende Engagement der Mitgliedstaaten,
Schutz zu bieten, Leben zu retten und glaubwiirdige Alternativen zur irreguldren Migration anzubieten.

(14) Vor dem Hintergrund des fiir 2020 prognostizierten weltweiten Neuansiedlungsbedarfs, der Dreijahresstrategie des
UNHCR (2019-2021) zu Resettlement und komplementiren Zugangswegen und des ersten Globalen
Flichtlingsforums (Dezember 2019) bestitigt diese betrachtliche Gesamtzahl der von den Mitgliedstaaten
zugesagten Plitze die weltweite Fithrungsposition der EU im Bereich Neuansiedlung.

(15) Die Auswahl der Regionen, die im Rahmen der Zusagen fiir 2020 vorrangig bei Neuansiedlungen beriicksichtigt
werden, beruht auf dem vom UNHCR prognostizierten weltweiten Neuansiedlungsbedarf und der Notwendigkeit,
die Erklarung EU-Tiirkei vom Midrz 2016 weiter umzusetzen. Die Mitgliedstaaten sollten die Neuansiedlungen aus
der Tiirkei, Jordanien, dem Libanon sowie aus den wichtigsten afrikanischen Lindern entlang und in Richtung der
zentralen Mittelmeerroute, einschlieRlich Libyen, Niger, Tschad, Agypten, Athiopien und Sudan, fortsetzen. Sie
sollten auch die Nothilfe-Transitmechanismen in Niger und Ruanda unterstiitzen und Neuansiedlungsplatze fiir
Notfille bereitstellen. Die Umsetzung der Erklarung EU-Tiirkei schlieft die Aktivierung der die Tiirkei betreffende
Regelung tiber die freiwillige Aufnahme aus humanitiren Griinden ein, sofern alle Voraussetzungen dafiir erfullt
sind und die irreguldren Grenzibertritte zwischen der Tiirkei und der EU beendet oder zumindest erheblich und
nachhaltig reduziert wurden.

(16) Zur Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Realisierung der anvisierten 29 500 Neuansiedlungsplitze im
Jahr 2020 wurden rund 300 Mio. EUR aus dem Unionshaushalt bereitgestellt. () Nach Mafigabe des Asyl-,
Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) konnen die Mitgliedstaaten eine Anreizzahlung in Hohe von 10 000 EUR
fiir jede aus einer prioritiren Region oder einer besonders schutzbediirftigen Gruppe neu angesiedelte Person und
von 6 000 EUR fiir jede andere neu angesiedelte Person erhalten.

(17)  Zwischen Januar und Marz 2020 wurden im Rahmen der Zusagen fir 2020 mehr als 3 600 Personen in der EU neu
angesiedelt. Der Ausbruch der Coronavirus-Pandemie hat die Neuansiedlungsmafinahmen jedoch schwer
beeintrichtigt. Die Mitgliedstaaten, das UNHCR und die Internationale Organisation fiir Migration (IOM) setzten die
Neuansiedlungsmaflnahmen ab Mitte Mérz 2020 aus. Am 18. Juni 2020 kiindigten UNHCR und IOM die
Wiederaufnahme des Reiseverkehrs zum Zwecke der Neuansiedlung von Fliichtlingen an. (*!) Seit dem Sommer
haben mehrere Mitgliedstaaten begonnen, ihre Neuansiedlungsmafinahmen schrittweise wieder aufzunehmen.

(18) Diese beispiellose globale Gesundheitsbedrohung und die Manahmen zur Einddimmung der Ausbreitung des Virus
hatten erhebliche Auswirkungen auf alle Mafnahmen und Verfahren im Zusammenhang mit der Neuansiedlung,
der Aufnahme aus humanitiren Griinden und Patenschaftsprogrammen. Es hat sich deutlich gezeigt, dass es einer
Koordinierung auf EU-Ebene bedarf, um die Wirkung der ergriffenen Mafinahmen zu maximieren.

(19) In ihren Hinweisen zur Umsetzung der einschligigen EU-Bestimmungen im Bereich der Asyl- und Riickfiihrungsverfahren und
zur Neuansiedlung (*?) forderte die Kommission die Mitgliedstaaten auf, weiterhin Solidaritdt mit auf internationalen
Schutz angewiesenen Personen und mit Drittlindern, die eine hohe Zahl von Fliichtlingen aufgenommen haben, zu
bekunden und so weit wie moglich den Fortgang der Neuansiedlungsverfahren sicherzustellen. Die Kommission
forderte die Mitgliedstaaten auf, neue Arbeitsweisen wie Fernbefragungen oder die Vergabe von Neuansied-
lungsplitzen auf Aktenbasis in Betracht zu ziehen. Zu diesen Themen hat das Europiische Unterstiitzungsbiiro fiir
Asylfragen (EASO) mit einer Reihe thematischer Online-Sitzungen im Rahmen des Netzes fiir Neuansiedlung und
Aufnahme aus humanitdren Griinden rasch konkrete Unterstiitzung geleistet.

(20)  Angesichts der durch die Coronavirus-Pandemie bedingten Unterbrechung bei den fir 2020 zugesagten
Neuansiedlungen hat die Kommission beschlossen, den Durchfithrungszeitraum iiber das Jahr 2020 hinaus zu
verlingern, um sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten geniigend Zeit haben, um ihre Zusagen vollstindig zu
erfiillen. Das urspriingliche Einjahresprogramm wird daher in ein Zweijahresprogramm fur den Zeitraum 2020-
2021 umgewandelt, in dem die Mitgliedstaaten 29 500 Zusagen fiir Neuansiedlungsplitze konkretisieren sollen.
Dariiber hinaus werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, nach Moglichkeit zusitzliche staatlich finanzierte nationale
Neuansiedlungsprogramme in Erwégung zu ziechen.

(") Die finanzielle Unterstiitzung setzt sich zusammen aus den Haushaltsmitteln fiir 2019 und 2020, die den Mitgliedstaaten in zwei
Tranchen zur Verfiigung gestellt wurden.

(") https:/[www.unhcr.org/news|press/2020/6/5eeb8 5be4/joint-statement-un-refugee-chief-grandi-ioms-vitorino-announce-resumption.
html?query=resettlement resumption

(") C(2020) 2516 final.
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(22)

(23)

(24)

(25)

(26)

(27)

Um eine nahtlose Fortsetzung der Neuansiedlungsbemithungen der EU nach den durch die Coronavirus-Pandemie
verursachten Storungen zu gewihrleisten, sollten ab 2022 unter Beriicksichtigung der aus dem Asyl- und
Migrationsfonds fiir den Zeitraum 2021-2027 bereitgestellten Finanzmittel fiir die von den Mitgliedstaaten
zugesagten Plitze neue Neuansiedlungsprogramme in Erwidgung gezogen werden. Ziel der Union ist auch weiterhin,
in den kommenden Jahren eine stetig steigende Zahl von Neuansiedlungen zu erreichen.

Uber die finanzielle Unterstiitzung der EU hinaus gibt es verschiedene MaRnahmen, die die Mitgliedstaaten bei der
Neuansiedlung unterstiitzen. Das EASO soll den Mitgliedstaaten helfen, ihre Zusagen einzuhalten. Die in Istanbul
ansissige EASO-Fazilitit zur Unterstiitzung von Neuansiedlungen, die seit April 2019 titig ist (Pilotphase), steht
den Mitgliedstaaten bei der Neuansiedlung von Menschen aus der Tiirkei zur Seite. Dariiber hinaus fordert das vom
EASO koordinierte Netz fiirr Neuansiedlung und Aufnahme aus humanitiren Griinden, das seine Arbeit im Januar
2020 aufgenommen hat, die Zusammenarbeit und den Wissensaustausch zwischen den Mitgliedstaaten mit
Schwerpunkt auf EU-spezifischen Themen. Das Netz war fir die Mitgliedstaaten das wichtigste Forum, um durch
Informationsaustausch und Peer-Learning den Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie zu begegnen.

Dariiber hinaus ist es im Einklang mit der Dreijahresstrategie des UNHCR (2019-2021) zu Resettlement und
komplementiren Zugangswegen angezeigt, die Einfiihrung oder weitere Nutzung von Modellen fiir die Aufnahme aus
humanitdren Griinden und anderen komplementiren Zugangswegen neben der Neuansiedlung als zusitzliche
Moglichkeit zu fordern, um die Zahl der Plitze, die iiber sichere und legale Zugangswege angeboten werden, zu erhchen.

Der vorgeschlagenen EU-Neuansiedlungsverordnung zufolge sollen die Mitgliedstaaten Finanzmittel fur die
Aufnahme in humanitiren Hartefdllen erhalten.

In den Mitgliedstaaten und in Drittlindern gibt es bereits vielversprechende Erfahrungen mit einer Vielfalt an
Modellen fir die Aufnahme aus humanitiren Griinden, die ausgeweitet oder in anderen Mitgliedstaaten
reproduziert werden konnen.

Mehrere Mitgliedstaaten haben Patenschaftsprogramme (%) (,community sponsorship schemes®) eingefiihrt, die die
Neuansiedlung, die Aufnahme aus humanitiren Griinden und andere komplementire Zugangswege unterstiitzen
konnen. Private Sponsoren, Gruppen von Privatpersonen oder gemeinniitzige Organisationen konnen auf diese Weise
strukturell in die Aufnahme und Integration von Personen, die internationalen Schutz benétigen, einbezogen werden.

Patenschaftsprogramme konnen den Mitgliedstaaten helfen, die Zahl der Neuansiedlungsplitze zu erhohen und
Fliichtlinge erfolgreich in die Aufnahmegemeinschaft zu integrieren. Auf der Grundlage einer engen Partnerschaft
zwischen Staat und zivilgesellschaftlichen Organisationen, Einzelpersonen oder Gruppen von Einzelpersonen
leisten private Sponsoren in der Regel finanzielle, praktische und moralische Unterstiitzung fiir die Aufnahme oder
Integration von Fliichtlingen. Wie die Studie von 2018 iiber die Durchfithrbarkeit und den Mehrwert von
Patenschaftsprogrammen (*) gezeigt hat, konnen Patenschaftsmodelle viele verschiedene Formen annehmen. Je
nach Konzeption und Zielsetzung tragen sie dazu bei, die Zahl der Aufnahmeplitze fur schutzbediirftige Personen
zu erhohen, eine schnellere und effizientere Integration zu ermoglichen, die offentliche Unterstiitzung fiir
Flichtlinge und Neuansiedlung zu verbessern und die irregulire Weiterreise neu angesiedelter Personen zu
verhindern.

Weitere Formen von Patenschaftsprogrammen, die als Modell dienen konnen, sind die von einigen Mitgliedstaaten
und privaten Organisationen als ,humanitire Korridore* bezeichneten Projekte, wie sie derzeit von konfessionellen
Tragern in Italien, Frankreich und Belgien in Zusammenarbeit mit ihren nationalen Regierungen durchgefiihrt
werden. Nach diesem Modell sind private Sponsoren in alle Phasen des Aufnahmeverfahrens eingebunden, von der
Ermittlung der Personen, die internationalen Schutz benétigen, bis zum Transfer in den jeweiligen Mitgliedstaat. Sie
nehmen die Schutzbediirftigen in Empfang, kiimmern sich um ihre Integration und tragen die damit verbundenen
Kosten. Seit 2016 sind iiber 2 700 Menschen, die internationalen Schutz benétigen, auf diesem Weg nach Europa
gekommen, vor allem nach Italien und Frankreich. Die Modalititen der Zusammenarbeit zwischen dem Staat und
den privaten Sponsoren sind haufig in Vereinbarungen festgelegt.

Angesichts der Vorteile von Patenschaftsprogrammen sollte sich die Union weiterhin fiir ein entsprechendes EU-
Konzept einsetzen, das auf den Erfahrungen der Mitgliedstaaten aufbaut und das EASO einbindet. Die Union wird
weiterhin den Aufbau von Kapazititen zivilgesellschaftlicher Akteure unterstiitzen, die an Patenschaftsprogrammen
beteiligt sind, und den Wissensaustausch iiber Landesgrenzen hinaus férdern, um bestehende Patenschafts-
programme auszuweiten und neue Programme zu schaffen, auch in Mitgliedstaaten, in denen es solche Programme
noch nicht gibt. Im Jahr 2019 veroffentlichte die Kommission zu diesem Zweck eine spezielle Aufforderung zur
Einreichung von Vorschligen im Rahmen des AMIF-Aktionsprogramms der Union. () Die Forderung

In einigen Landern werden sie auch als ,private Patenschaften” bezeichnet.
https://op.europa.eu/fr/publication-detail/-/publication/1dbb0873-d349-11e8-9424-01aa7 5ed7 1a1[language-en/format-PDF/[source-
114630059

Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen AMIF-2019-AG-Call, Thema 1: Forderung der Integration schutzbediirftiger Personen

durch private Patenschaften.


https://op.europa.eu/fr/publication-detail/-/publication/1dbb0873-d349-11e8-9424-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-114630059
https://op.europa.eu/fr/publication-detail/-/publication/1dbb0873-d349-11e8-9424-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-114630059
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komplementirer Zugangswege fiir schutzbediirftige Menschen und ihrer Integration ist eines der Themen der
Aufforderung zur Einreichung von Vorschldgen fir transnationale Manahmen in den Bereichen Asyl, Migration
und Integration im Rahmen des AMIF-Arbeitsprogramms 2020. (*%)

(30) Die Coronavirus-Pandemie hat sich auch auf die Patenschaftsprogramme ausgewirkt. In ihren Hinweisen zur
Umsetzung der einschligigen EU-Bestimmungen im Bereich der Asyl- und Rickfuhrungsverfahren und zur
Neuansiedlung forderte die Kommission die Mitgliedstaaten auf, die Kommunikationskanile zu den Patenorgani-
sationen und einzelnen Sponsoren aufrechtzuerhalten, sie iiber die weiteren Entwicklungen zu informieren und die
Suche nach Paten sowie deren Uberpriifung fortzusetzen, um die kiinftigen Aufnahmekapazititen zu erhdhen.

(31) Wie vom UNHCR hervorgehoben, gilt die Familienzusammenfihrung weithin als Schliisselfaktor fiir eine
erfolgreiche Integration im Aufnahmeland. Vertriebene, die internationalen Schutz benétigen, stehen in Bezug auf
ihr Recht auf Familienzusammenfihrung haufig vor zahlreichen Herausforderungen, wie etwa langwierige und
aufwendige Verwaltungsverfahren. (/) Dies kann zu Versuchen fithren, die Vorschriften durch gefihrliche, irreguldre
Migrationswege zu umgehen. Um den Zugang zum Recht auf Familienzusammenfithrung im Einklang mit der
Richtlinie iiber die Familienzusammenfihrung (**) zu erleichtern, werden die Mitgliedstaaten aufgefordert,
Programme zur Unterstiitzung der Familienzusammenfithrung einzurichten, die den Zugang zu Informationen
verbessern und das Visumantragsverfahren vereinfachen. Dariiber hinaus werden die Mitgliedstaaten in Fillen, die
nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie tiber die Familienzusammenfithrung fallen, aufgefordert,
Programme fiir die Aufnahme aus humanitédren Griinden einzurichten, wie z. B. fiir familienbasierte Patenschaften.

(32) Um sich Kompetenzen, Qualifikationen und die Motivation von Personen, die internationalen Schutz bendétigen,
zunutze zu machen, sollten auch andere komplementire Aufnahmemaoglichkeiten, wie Bildung oder Beschiftigung,
gepriift werden. Mehrere Mitgliedstaaten unterstiitzen Programme, die Personen, die internationalen Schutz
benotigen, z. B. Studierende oder Arbeitnehmer, den Zugang zu bestehenden legalen Aufnahmemdglichkeiten
erleichtern. Die Mitgliedstaaten sollten in solchen Verfahren das EU-Instrument zur Erstellung von
Kompetenzprofilen fiir Drittstaatsangehorige zu nutzen. Dieses spezielle Online-Tool hilft, die Kompetenzen und
Qualifikationen von Menschen mit Migrationshintergrund zu erfassen und zu dokumentieren. (%)

(33) Schdtzungen zufolge haben weniger als drei Prozent der Flichtlinge weltweit Zugang zur Hochschulbildung. (*°)
Selbst wenn sie tiber die erforderlichen Kompetenzen und Kenntnisse verfugen, mangelt es ihnen hiufig an
Informationen und finanziellen Mitteln, um sich fiir Erststudiengédnge oder Studienginge fiir Postgraduierte in der
Union zu bewerben. Die Mitgliedstaaten sollten in Erwidgung ziehen, den Hochschulzugang fiir junge Menschen, die
internationalen Schutz benétigen, zu verbessern und ihnen damit die Aufnahme in ihr Land als Studierende
erleichtern. Solche Initiativen konnen ein proaktives Auswahlverfahren in Drittlindern, Sprachkurse, Flexibilitit bei
den Zulassungskriterien fiir Studienprogramme sowie Stipendien und spezielle Integrationsmaffnahmen bei der
Ankunft erfordern. Studierende, die im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2016/801 des Europiischen Parlaments
und des Rates (*') nach Abschluss ihres Studiums in dem betreffenden Mitgliedstaat bleiben wollen, sollten Beratung
und Hilfe bei der Arbeitssuche erhalten.

(34) Um die Durchfithrung solcher Programme zu erleichtern, wird die Kommission Peer-Learning und den Erfahrungs-
austausch zwischen den Mitgliedstaaten fordern und Moglichkeiten ausloten, wie die EU die Gestaltung und
Entwicklung dieser Zugangswege fiir Studierende finanziell unterstiitzen kann.

(35) Die Mitgliedstaaten sollten erwigen, in Partnerschaft mit dem Privatsektor, Arbeitgebern, Gewerkschaften und der
Zivilgesellschaft im Bereich der internationalen Arbeitskriftemobilitit innovative Programme fiir schutzbediirftige
Personen zu entwickeln.

(36) Das EASO wird zusammen mit dem Netz fur Neuansiedlung und Aufnahme aus humanitiren Griinden den
Mitgliedstaaten dabei helfen, Aufnahmeprogramme fiir humanitire Hairtefille und andere komplementire
Zugangswege zu konzipieren und durchzufiihren.

(") Durchfithrungsbeschluss der Kommission vom 26.6.2020 iiber die Finanzierung von Mafnahmen der Union im Rahmen des Asyl-,
Migrations- und Integrationsfonds und die Annahme des Arbeitsprogramms fiir 2020 (https://ec.curopa.eu/home-affairs/sites/
homeaffairs/files/financing/fundings/migration-asylum-borders/asylum-migration-integration-fund/union-actions/docs/c422 3-annex-
decision-amif-awp-2020.pdf).

(") https:/[www.unhcr.org[uk/protection/basic|5f5743f84/families-together-family-reunification-for-refugees-in-the-european-union.
html

(**) Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenfithrung (ABL L 251 vom
3.10.2003, S. 12).

(") https://ec.europa.eu/migrantskills/#/

(*) Schitzungen des UNHCR (https:/fwww.unhcr.org/tertiary-education.html).

(*) Richtlinie (EU) 2016/801 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 tiber die Bedingungen fiir die Einreise und
den Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme
an einem Freiwilligendienst, Schiileraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausiibung einer Au-pair-Titigkeit
(ABL L 132 vom 21.5.2016, S. 21), Artikel 25.


https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/financing/fundings/migration-asylum-borders/asylum-migration-integration-fund/union-actions/docs/c4223-annex-decision-amif-awp-2020.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/financing/fundings/migration-asylum-borders/asylum-migration-integration-fund/union-actions/docs/c4223-annex-decision-amif-awp-2020.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/financing/fundings/migration-asylum-borders/asylum-migration-integration-fund/union-actions/docs/c4223-annex-decision-amif-awp-2020.pdf
https://www.unhcr.org/uk/protection/basic/5f5743f84/families-together-family-reunification-for-refugees-in-the-european-union.html
https://www.unhcr.org/uk/protection/basic/5f5743f84/families-together-family-reunification-for-refugees-in-the-european-union.html
https://ec.europa.eu/migrantskills/#/
https://www.unhcr.org/tertiary-education.html
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(37) Bei der Durchfiihrung von Programmen fiir die Neuansiedlung, fiir die Aufnahme aus humanitiren Griinden und fiir
andere komplementire Zugangswege sollten die Mitgliedstaaten den Verpflichtungen gemifl dem Ubereinkommen
der Vereinten Nationen tiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen Rechnung tragen.

(38) Um die Anwendung der EU-Neuansiedlungsregelungen in den Jahren 2020 und 2021 verfolgen zu konnen, sollten
die Mitgliedstaaten der Kommission auf Anfrage die Zahl der Personen mitteilen, die sie ihren Zusagen
entsprechend neu angesiedelt haben, und die Linder angeben, aus denen sie aufgenommen wurden. Die
Kommission wird auch die verschiedenen in den Mitgliedstaaten durchgefithrten Projekte und Programme fiir die
Aufnahme aus humanitdren Griinden verfolgen, um sich einen Uberblick iiber alle legalen Zugangswege fiir
Personen, die internationalen Schutz benétigen, und die Zahl der Plitze, die iiber diese Kanidle angeboten werden,
zu verschaffen.

(39) Diese Empfehlung sollte an die Mitgliedstaaten gerichtet werden. Die assoziierten Dublin-Staaten sind eingeladen,
sich an den gemeinsamen europdischen Neuansiedlungsbemithungen sowie an gemeinsamen Anstrengungen in
Bezug auf andere komplementire Zugangswege zu beteiligen —

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN:

DIE ZAHL DER MITGLIEDSTAATEN, DIE SICH AN NEUANSIEDLUNG UND AUFNAHME AUS
HUMANITAREN GRUNDEN BETEILIGEN, ERHOHEN

1. Die Mitgliedstaaten sollten dazu beitragen, im Geiste der internationalen Solidaritit mit den Erstasyl- und
Transitlindern legale Zugangswege fiir Personen zu schaffen, die internationalen Schutz benotigen, und die Solidaritit
untereinander stirken.

DIE NEUANSIEDLUNGSBEMUHUNGEN WAHREND DER CORONAVIRUS-PANDEMIE VERSTARKEN UND
MITTELFRISTIG AUSWEITEN

2. Aufbauend auf den Erfahrungen mit der Umsetzung der fritheren Neuansiedlungsregelungen der EU werden die
Mitgliedstaaten zur Uberbriickung des Ubergangs zwischen diesen Regelungen und dem festen Neuansiedlungsrahmen
der Union aufgefordert, das Neuansiedlungsziel zu erreichen, das im Rahmen der Zusagen fiir 2020 fiir mindestens
29 500 Drittstaatsangehorige, die internationalen Schutz benétigen, iiber einen Zeitraum von zwei Jahren (1. Januar
2020 bis 31. Dezember 2021) festgelegt wurde.

3. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, ihre Zusagen fir 2020 so rasch zu erfiillen, wie dies angesichts der
Coronavirus-Pandemie moglich ist. Sie sollten innovative Arbeitsweisen in Betracht ziehen und ihre Verfahren an die
sich wandelnden Gegebenheiten vor Ort anpassen, auch in den Erstasyllindern.

4. Die Mitgliedstaaten, die ihre Zusagen im Rahmen der Neuansiedlungsregelung der EU fir den Zeitraum
2018-2019 (*) nicht vollstindig erfiillt haben, sollten dies in den Jahren 2020 und 2021 im Einklang mit ihren
nationalen AMIF-Programmen tun.

5. In den Jahren 2020 und 2021 sollten die Mitgliedstaaten ihre Neuansiedlungsaktivititen, soweit es die Coronavirus-
Pandemie erlaubt, fortsetzen und ihre Zusagen auf Folgendes ausrichten:

a) im Hinblick auf die Umsetzung der Erklirung EU-Tiirkei vom Marz 2016 auf die Fortfihrung der Neuansiedlung
von syrischen Staatsangehorigen, anderen Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen, die durch den Syrien-Konflikt
vertrieben wurden und sich in der Tirkei aufhalten; dies schliefSt die Aktivierung der Regelung fiir die freiwillige
Aufnahme aus humanitiren Griinden ein, sofern alle Voraussetzungen daftir erfiillt sind und die irreguliren
Grenziibertritte zwischen der Tiirkei und der EU beendet oder zumindest erheblich und nachhaltig reduziert
wurden;

b) auf die Fortfithrung der Neuansiedlungen aus dem Libanon und aus Jordanien;

¢) auf die Beteiligung an der weiteren Stabilisierung der Lage im zentralen Mittelmeerraum durch Neuansiedlung von
Schutzbediirftigen aus Libyen, Niger, dem Tschad, Agypten, Athiopien und dem Sudan — auch im Rahmen der
zeitlich befristeten UNHCR-Maffnahmen fiir die Notevakuierung besonders schutzbediirftiger Gruppen von aus
Libyen stammenden Migranten, die sich in Niger und Ruanda aufhalten.

(*) Empfehlung (EU) 2017/1803.
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6. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, flexibel auf sich weltweit stellende dringende Neuansiedlungsbediirfnisse zu
reagieren. Sie sollten so viele Neuansiedlungszusagen wie moglich erfiillen und die ihnen zur Verfiigung gestellten
Mittel hierfiir sinnvoll nutzen. Sie sollten ihre Neuansiedlungsprogramme in enger Zusammenarbeit mit dem UNHCR
und gegebenenfalls mit Unterstiitzung des EASO durchfiihren.

7. Um nach den durch die Coronavirus-Pandemie verursachten Unterbrechungen Kontinuitit und wieder mehr
Neuansiedlungsmaflnahmen zu gewihrleisten, werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, einen Beitrag zu kiinftigen
Neuansiedlungsprogrammen der EU zu leisten. Sie werden aufgefordert, ihre bestehenden Neuansiedlungsprogramme
auszuweiten, ihre fritheren Programme wieder aufzunehmen oder neue aufzulegen, um mehr Personen, die
internationalen Schutz bendtigen, aufzunehmen, wenn wieder Neuansiedlungen unter sicheren Bedingungen fiir alle
Beteiligten moglich sind.

NEUANSIEDLUNGSPROGRAMME VON HOHER QUALITAT GEWAHRLEISTEN

8. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass alle Phasen des Neuansiedlungsprozesses, insbesondere die (aus der Ferne
erfolgende) Orientierung vor der Ausreise und die Informationen nach der Ankunft, qualitativ hochwertig sind. Sie
werden aufgefordert, unter Beriicksichtigung verstirkter Gesundheitsbedenken angemessene und ausreichende
Aufnahmekapazititen bereitzustellen, um die rasche Ankunft ausgewihlter Personen in Europa zu gewéahrleisten.

9. Die Mitgliedstaaten sollten gezielte und wirksame Programme zur Integration und sozialen Inklusion fir neu
angesiedelte Personen konzipieren, die insbesondere der Schutzbediirftigkeit dieser Personen Rechnung tragen. Sie
werden aufgefordert, eng mit der Zivilgesellschaft und den Aufnahmegemeinschaften zusammenzuarbeiten, um
Patenschaftsprogramme einzufithren oder auszuweiten, die darauf abzielen, neu angesiedelte Fliichtlinge effizienter,
besser und schneller in die Aufnahmegesellschaften zu integrieren.

10. Die Mitgliedstaaten sollten interne Kontroll- und Evaluierungsprogramme einrichten, um die Effizienz und
Wirksamkeit ihrer Neuansiedlungsprogramme und der einschldgigen Integrationsprogramme zu bewerten.

DIE AUFNAHME AUS HUMANITAREN GRUNDEN FORDERN

11. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, mehr Personen aufzunehmen, die besonders dringend internationalen Schutz
benétigen. Fiir diesen Personenkreis sollten sie neben der Neuansiedlung die Einrichtung oder Ausweitung anderer
legaler Zugangswege in Erwidgung ziehen.

12. Dariiber hinaus werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, den Zugang zum Recht auf Familienzusammenfithrung zu
erleichtern und Programme zur Unterstiitzung der Familienzusammenfithrung aufzulegen, die den Zugang zu
Informationen verbessern und das Antragsverfahren vereinfachen. Sie sollten ferner mit Aufnahmeprogrammen fiir
humanitire Hirtefdlle, z. B. mit familienbasierten Patenschaftsprogrammen, Moglichkeiten fiir die Aufnahme von
Familienangehorigen von Personen, denen internationaler Schutz zuerkannt wurde, schaffen.

13. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, sich basierend auf den vielfiltigen Modellen fiir die Aufnahme aus
humanitiren Griinden an einem EU-weiten Konzept fiir Patenschaftsprogramme zu beteiligen, um im Einklang mit
ihren jeweiligen nationalen Priorititen und unter Beriicksichtigung der auswirtigen Priorititen und Interessen der EU
Aufnahmeprogramme zu erarbeiten.

14. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, eng mit der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten, um Patenschafts-
programme fiir Aufnahmen aus humanitiren Griinden einzufithren oder auszuweiten, bei denen private Sponsoren,
Gruppen von Privatpersonen oder gemeinniitzige Organisationen an verschiedenen Phasen des Programms beteiligt
sind — von der Ermittlung von Personen, die internationalen Schutz in dem fraglichen Drittland benétigen, bis zu
ihrer Integration im Aufnahmeland.

15. Bei der Gestaltung dieser Patenschaftsprogramme sollten die Mitgliedstaaten und ihre Partner transparente, nichtdiskri-
minierende Auswahlkriterien fiir Schutzbediirftige festlegen. Sie sollten von Beginn an sicherstellen, dass die jeweiligen
Aufgaben und Zustindigkeiten von Staat und Zivilgesellschaft sowohl in der Phase vor der Abreise als auch nach der
Ankunft klar definiert sind. Die Mitgliedstaaten bleiben fiir die Sicherheitskontrollen und Aufnahmeverfahren
verantwortlich und misssen sicherstellen, dass geeignete Garantien und Sicherheitsvorkehrungen vorhanden sind.

16. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, Patenschaftsprogramme einzufithren oder auszuweiten, die darauf
ausgerichtet sind, in den Aufnahmegesellschaften eine bessere und schnellere Integration und soziale Inklusion von
Schutzbediirftigen zu gewihrleisten und durch eine ausgeprigtere Willkommenskultur und eine inklusivere
Gesellschaft eine bessere 6ffentliche Unterstiitzung zu erreichen.
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17. Die Mitgliedstaaten werden ermutigt, die Kommunikationskanile zu den Patenorganisationen wihrend und nach der
Coronavirus-Pandemie aufrechtzuerhalten und die Paten aktiv in die Patenschaftsprogramme einzubinden.

18. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, die verschiedenen Kofinanzierungsmoglichkeiten der EU zur Forderung von
Patenschaftsprogrammen zu nutzen.

KOMPLEMENTARE ZUGANGSWEGE ZU BILDUNG UND BESCHAFTIGUNG FUR MENSCHEN, DIE
INTERNATIONALEN SCHUTZ BENOTIGEN, FORDERN

19. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, Programme auf den Weg zu bringen und zu unterstiitzen, die Personen, die
internationalen Schutz benétigen, den Zugang zu anderen bestehenden legalen Zugangswegen -erleichtern,
gegebenenfalls unter Nutzung von EU-Instrumenten, mit denen ihre Fihigkeiten und Qualifikationen erfasst und
dokumentiert werden konnen. Die Mitgliedstaaten werden ferner aufgefordert, sobald wie moglich Zugang zum
Arbeitsmarkt zu gewihren, u. a. im Rahmen von Aktivierungsprogrammen (wie Umschulung und Weiterquali-
fizierung). Um die Integration in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten eng mit den
Sozialpartnern zusammenarbeiten.

20. Die Mitgliedstaaten sollten in Erwagung ziehen, den Hochschulzugang fiir junge Menschen, die internationalen Schutz
bendtigen, zu verbessern und ihnen unter Beriicksichtigung ihrer besonderen Bediirfnisse die Chance auf ein Studium
geben. In enger Partnerschaft mit den Hochschulen konnten die Mitgliedstaaten die Auflage spezieller Programme in
Erwigung ziehen, die ein spezielles, flexibleres Auswahlverfahren fiir Hochschulbewerber, finanzielle Unterstiitzung
und geeignete Sprachkurse umfassen, oder sie konnten ihre bestehenden Initiativen ausweiten. Sie sollten Beratung
bieten und Hochschulabsolventen, die in dem Mitgliedstaat bleiben mochten, bei der Arbeitssuche helfen.

21. Die Mitgliedstaaten sollten erwégen, im Bereich der internationalen Arbeitskriftemobilitit in Partnerschaft mit dem
Privatsektor und den Arbeitgebern innovative Programme fiir Personen zu entwickeln, die internationalen Schutz
benotigen, ohne dass Abstriche bei den Schutzrechten gemacht werden.

22. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, sich an einer EU-Strategie zur Férderung privater Patenschaften zu beteiligen,
um die komplementiren Zugangswege in den Bereichen Bildung und Beschiftigung fiir Personen, die internationalen
Schutz bendétigen, zu unterstiitzen.

DIE ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN DEN MITGLIEDSTAATEN INTENSIVIEREN UND DIE NEUANSIEDLUNG
WELTWEIT FORDERN

23. Um die Vorteile und das Potenzial der Zusammenarbeit und Koordinierung auf EU-Ebene in den Bereichen
Neuansiedlung, Aufnahme aus humanitiren Griinden, gemeinschaftliche Patenschaftsprogramme und
komplementire Zugangswege zu nutzen, werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, am EASO-Netz fiir Neuansiedlung
und Aufnahme aus humanitiren Griinden teilzunehmen und sich aktiv an den Sitzungen und Aktivititen zu beteiligen.

24. Die Mitgliedstaaten sollten im Rahmen des EASO-Netzes fiir Neuansiedlung und Aufnahme aus humanitiren Griinden
zusammenarbeiten, um nach Aufhebung der Beschrinkungen wegen der Coronavirus-Pandemie die ziigige und
reibungslose Wiederaufnahme der Neuansiedlungen zu erleichtern und um neue Arbeitsweisen und Verfahren zu
entwickeln, die mittelfristig tragfihigere Neuansiedlungsmafnahmen gewihrleisten.

25. Um die Neuansiedlung weltweit auszuweiten, sollten die Mitgliedstaaten mit Drittlindern partnerschaftlich
zusammenarbeiten und ihnen durch Kapazititsaufbau und Austausch von Erfahrungen und bewihrten Verfahren auf
der Grundlage des Fachwissens des EASO und in Zusammenarbeit mit dem UNHCR und der IOM dabei helfen,
Neuansiedlungsprogramme zu entwickeln.

MONITORING

26. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission auf Anfrage die Zahl der Personen mitteilen, die sie ihren Zusagen
entsprechend neu angesiedelt haben, und die Linder angeben, aus denen sie aufgenommen wurden.

27. Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission iiber Aufnahmen aus humanitiren Griinden auf der Grundlage
einschldgiger Programme und Aufnahmen tiber andere komplementire Zugangswege auf dem Laufenden halten.



1.10.2020 Amtsblatt der Europdischen Union L 317/21

FINANZIELLE UNTERSTUTZUNG

28. Die Mitgliedstaaten sollten die finanzielle Unterstiitzung, die aus dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds fir den
Rest des Durchfithrungszeitraums bereitgestellt wird, fiir die Neuansiedlungszusagen voll ausschopfen, damit
sichergestellt ist, dass alle in dieser Empfehlung genannten Phasen des Neuansiedlungsprozesses einem hohen
Qualititsstandard geniigen.

29. Die Mitgliedstaaten sollten auch andere Finanzierungsmoglichkeiten der EU, insbesondere den Europiischen
Sozialfonds und den Europidischen Fonds fiir regionale Entwicklung gemifl ihren jeweiligen Zielen, umfassend
nutzen, um die Neuansiedlung, die Aufnahme aus humanitdren Griinden und andere komplementire Zugangswege
fur Personen, die internationalen Schutz bendtigen, sowie ihre Integration und soziale Eingliederung in die
Aufnahmegesellschaften zu unterstiitzen und zu verbessern.

ADRESSATEN

Diese Empfehlung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 23. September 2020

Fiir die Kommission
Ylva JOHANSSON
Mitglied der Kommission
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ANHANG

Neuansiedlung: Zusagen 2020

Belgien 758
Bulgarien (¥) [25]
Tschechien

Dédnemark

Deutschland 5500
Estland

Irland 994
Griechenland

Spanien 1000
Frankreich 5200
Kroatien 100
Italien 700
Zypern

Lettland

Litauen 18
Luxemburg (¥) [50]
Ungarn

Malta (¥) [20]
Niederlande 1902
Osterreich

Polen

Portugal 1150
Ruménien 200
Slowenien

Slowakei

Finnland 850
Schweden 5114
Vereinigtes Konigreich 6 000

(*) Zusagen aus der vorherigen Regelung (nicht im Rahmen der Zusagen fiir 2020 beriicksichtigt).
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EMPFEHLUNG (EU) 2020/1365 DER KOMMISSION
vom 23. September 2020

zur Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei Such- und Rettungsaktionen, fiir die im
Eigentum privater Einrichtungen befindliche oder von solchen betriebene Schiffe eingesetzt werden

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 292,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Hilfeleistung fiir in Seenot geratene Personen ist eine rechtliche Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die sich aus
dem Vélkergewohnheitsrecht und internationalen Ubereinkommen, insbesondere dem Internationalen
Ubereinkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See (SOLAS-Ubereinkommen), dem Seerechts-
iibereinkommen der Vereinten Nationen von 1979 (UNCLOS), dem Internationalen Ubereinkommen von 1979 iiber
den Such- und Rettungsdienst auf See (SAR-Ubereinkommen), sowie dem Unionsrecht ergibt. Die Européische
Union ist Vertragspartei des UNCLOS.

(2)  Seit 2014 versuchen Tausende Menschen, das Mittelmeer zu iiberqueren, um nach Europa zu gelangen. Um den
Verlust von Menschenleben zu verhindern, das Migrationsmanagement zu verbessern, die Ursachen der irreguldren
Migration zu bekidmpfen und organisierte kriminelle Gruppen von Schleusern und Menschenhindlern zu
zerschlagen, ist eine vielschichtige Reaktion der Europiischen Union und ihrer Mitgliedstaaten erforderlich.

(3)  Die irregulire Migration in die EU ist in den letzten zwei Jahren zwar zuriickgegangen, und es waren weniger
Todesfille auf See zu beklagen, jedoch ist im Mittelmeer weiterhin der gefahrenreiche Einsatz kleiner, seeuntiichtiger
Schiffe zu beobachten, was der organisierten Kriminalitdt weiter Vorschub leistet und Todesfille verursacht, die
vermieden werden konnten. Nach Angaben der Internationalen Organisation fiir Migration sind im Mittelmeer im
Jahr 2020 bislang iiber 500 Menschen zu Tode gekommen (im Jahr 2019 waren es iiber 1 880 und seit 2014
insgesamt iiber 20 300); die zentrale Mittelmeerroute nach Europa ist somit die morderischste Migrationsroute der
Welt.

(4)  Seit 2015 wurden als Reaktion auf die Migrationskrise die Kapazititen, die Koordinierung und die Wirksamkeit der
Such- und Rettungseinsitze im Mittelmeer betrichtlich verbessert, was unter anderem durch den erheblichen
Beitrag der Kiistenstaaten und den verstarkten Einsatz privater und gewerblich genutzter Schiffe ermoglicht wurde.
Die EU und die Mitgliedstaaten haben ihre Kapazititen im Mittelmeerraum ausgebaut, v. a. durch nationale Einsitze
und Einsdtze unter der Leitung der Europidischen Agentur fur die Grenz- und Kiistenwache (Frontex) — wie z. B. die
Operationen Themis (vormals Triton), Poseidon und Indalo und davor die EU-Marineoperation EUNAVFOR MED
Sophia. So konnten seit 2015 mehr als 600 000 Menschen auf See gerettet werden.

(5)  Daneben betreiben auch mehrere Nichtregierungsorganisationen (NRO) private Schiffe, vor allem im zentralen
Mittelmeerraum; diese tragen erheblich zur Rettung von in Seenot geratenen Personen bei, die anschliefend zur
sicheren Ausschiffung in das Hoheitsgebiet der EU gebracht werden. Wie bereits im EU-Aktionsplan gegen die
Schleusung von Migranten 2015-2020 betont und in den Leitlinien der Kommission zum ,Schleuser-Paket
(C(2020) 6470) naher erlautert, muss dafiir gesorgt werden, dass diejenigen, die humanitire Hilfe fiir Menschen in
Seenot leisten, nicht kriminalisiert werden, und gleichzeitig sind geeignete strafrechtliche Sanktionen gegen
Schleuser einzufiihren.

(6)  Inseiner Entschliefung vom 18. April 2018 zu den Fortschritten bei den globalen Pakten der Vereinten Nationen fiir
eine sichere, geordnete und reguldre Migration und fiir Flichtlinge (2018/2642 (RSP)) forderte das Europdische
Parlament groflere Kapazititen fiir die Suche und Rettung von Menschen in Not und forderte weiterhin, dass alle
Staaten grofere Kapazititen zur Verfiigung stellen und dass die Unterstiitzung, die von privaten Akteuren und NRO
geleistet wird, die Rettungsaktionen auf See und an Land durchfiihren, anerkannt wird.

(7)  Such- und Rettungseinsitze in Notsituationen erfordern Koordinierung und rasche Ausschiffung an einem sicheren
Ort sowie die Achtung der Grundrechte der geretteten Personen im Einklang mit den Verpflichtungen der Charta
der Grundrechte der Europiischen Union, dem Grundsatz der Nichtzuriickweisung sowie den vélkerrechtlich und
in internationalen Ubereinkommen verankerten Menschenrechtsnormen und dem internationalen Seerecht,
einschliefSlich der Leitlinien des Schiffssicherheitsausschusses (MSC) der Internationalen Seeschiftfahrtsorganisation
(IMO) fur die Behandlung von aus Seenot geretteten Personen.

(8)  Inden letzten Jahren hat sich in Europa eine neue Form von Such- und Rettungseinsitzen auf See herausgebildet, bei
denen von NRO betriebene Schiffe unter der Koordinierung nationaler Seenotleitstellen oder auch in Eigeninitiative
im zentralen Mittelmeerraum hauptsichlich fiir Such- und Rettungsaktionen eingesetzt werden. In vielen Fillen
fithren diese Schiffe mehrere Rettungseinsitze durch, bevor sie die Geretteten an einem sicheren Ort ausschiffen.
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(9)  Die Schleusung von Migranten auf dem Seeweg ist eine Straftat, die Menschenleben gefihrden kann und sowohl
nach europdischem als auch internationalem Recht geahndet wird. Die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten
sind Vertragsparteien des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitdt (UNTOC) und der zugehorigen Protokolle, einschlieflich seines Zusatzprotokolls gegen die Schleusung
von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg. In diesem Zusammenhang ist unbedingt zu verhindern, dass
Schleuser- oder Menschenhindlernetze, einschlieflich krimineller Organisationen, die Menschenhandel oder der
Sklaverei gleichgestellte Formen der Ausbeutung betreiben, die von privaten Schiffen im Mittelmeer durchgefiihrten
Rettungseinsatze ausnutzen.

(10) Im SAR-Ubereinkommen haben sich die Vertragsparteien verpflichtet, sich an der Entwicklung von Such- und
Rettungsdiensten zu beteiligen und unverziiglich dafiir zu sorgen, dass jede Person, die sich in Seenot befindet oder
zu befinden scheint, die notwendige Hilfe erhilt; dabei sollten sie sich untereinander abstimmen und
zusammenarbeiten, damit die Geretteten vom Schiff, das sie gerettet hat, so schnell es geht an einen sicheren Ort
gebracht werden. Im Einklang mit den IMO-Leitlinien fiir die Behandlung von aus Seenot geretteten Personen
sollten bei der Auswahl eines sicheren Ortes fiir die Ausschiffung mehrere wichtige Faktoren und die besonderen
Umstinde jedes Einzelfalls beriicksichtigt werden. Unter anderem sollten aus Seenot gerettete Asylsuchende und
Fliichtlinge, die begriindete Furcht vor Verfolgung geltend machen, auf keinen Fall in Gebieten ausgeschifft werden,
in denen ihr Leben oder ihre Freiheit bedroht sind. Dariiber hinaus verpflichten die IMO-Leitlinien die zustindigen
staatlichen Behorden dazu, alles in ihrer Macht Stehende zu unternehmen, um gerettete Personen ziigig
auszuschiffen, wobei eingerdumt wird, dass die erforderliche Koordinierung in einigen Fillen zu unvermeidlichen
Verzogerungen fithren kann.

(11) Die regelmafige Prisenz von NRO-Schiffen, die Such- und Rettungsaktionen im Mittelmeer durchfithren, erfordert
insbesondere eine verstirkte Koordinierung und operative Zusammenarbeit zwischen den Schiffen, die gerettete
Personen befordern, und nationalen Behorden, wobei die Mitgliedstaaten auf unterschiedliche Weise betroffen sind:
einige Staaten koordinieren die Such- und Rettungseinsitze, einige Staaten nehmen die geretteten, in ihrem
Hoheitsgebiet ausgeschifften Personen auf, einige Staaten sind Sitzstaaten der betreffenden Nichtregierungsorgani-
sationen und einige Staaten sind die Flaggenstaaten der fiir die Such- und Rettungsaktionen eingesetzten Schiffe.

(12) Private Schiffe, die fiir Rettungsaktionen im Mittelmeer eingesetzt werden, sind Teil komplexer, oftmals wiederholter
Such- und Rettungseinsitze, wobei die Zahl der beférderten Menschen im Verhiltnis zur Kapazitit der Schiffe grof§
sein und von der Rettung bis zur Ausschiffung eine Vielzahl von Akteuren beteiligt sein konnen. Es ist daher im
Interesse der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit, dass diese Schiffe ordnungsgemif registriert und entsprechend
ausgeriistet sind, sodass sie die Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen im Zusammenhang mit dieser
Titigkeit erfillen und keine Gefahr fir die Besatzung oder die geretteten Personen darstellen. Thre Titigkeiten
bediirfen eines koordinierten Rahmens in Form einer verstirkten Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen
privaten Betreibern und nationalen Behorden.

(13) Die Kiistenmitgliedstaaten sind aufgrund der fortgesetzten Ausschiffungen geretteter Personen einem erhéhten und
unmittelbaren Druck auf ihre Migrationsmanagement- und Asylsysteme ausgesetzt, u. a. im Hinblick auf ihre
Aufnahme- und Bearbeitungskapazititen.

(14) Neben anderen Initiativen nahm die Kommission am 4. Juli 2017 einen ,Aktionsplan mit Manahmen zur
Unterstiitzung Italiens, zur Verringerung des Drucks entlang der zentralen Mittelmeerroute und zur Erhohung der
Solidaritdt” an, in dessen Rahmen Italien beauftragt wurde, im Einvernehmen mit der Kommission und auf der
Grundlage eines Dialogs mit NRO einen Verhaltenskodex fir NRO, die Such- und Rettungsaktionen im
Mittelmeerraum durchfiithren, auszuarbeiten.

(15) Trotz der bisherigen Koordinierungsbemithungen, z. B. im Rahmen des von der EU-Marineoperation Sophia
eingerichteten SHADE-MED-Mechanismus (Shared Awareness and De-confliction in the Mediterranean —
Gemeinsames Lageverstindnis und Abstimmung im Mittelmeer), bedarf es angesichts der Besonderheiten der in den
letzten Jahren im Mittelmeer durchgefihrten Such- und Rettungsaktionen nach wie vor eines strukturierteren,
zuverldssigeren und nachhaltigeren Rahmens im Einklang mit den Zustindigkeiten der EU und einschligigen
internationalen Normen. Dieser Rahmen sollte spezifische Regeln fiir die Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten
und eine verstarkte Zusammenarbeit insbesondere zwischen Flaggenstaaten und Kiistenstaaten vorsehen. Ebenso ist
es erforderlich, mit den privaten Einrichtungen, die Eigentiimer oder Betreiber der Schiffe sind, die fiir Such- und
Rettungsaktionen und die Verbringung geretteter Personen in das Hoheitsgebiet der EU eingesetzt werden,
zusammenzuarbeiten; ein solcher Rahmen sollte daher auch darauf abzielen, im Einklang mit dem Grundsatz der
Verhiltnismafigkeit und der Charta der Grundrechte der Europdischen Union geeignete Informationen iiber die
Titigkeit und die Verwaltungsstruktur dieser Einrichtungen bereitzustellen und gemdf dem geltenden
internationalen Recht die Sicherheit im Interesse aller an Bord befindlichen Personen zu erhéhen.
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(16) Die Kommission wird eine interdisziplinire Kontaktgruppe einrichten, in der die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die
Umsetzung dieser Empfehlung zusammenarbeiten und ihre Tatigkeiten koordinieren kénnen. Die Gruppe hat die
Aufgabe, einen Uberblick iiber die nationalen Vorschriften und Verfahren zu erarbeiten, gewonnene Erkenntnisse
zusammenzustellen, zu priifen, wie die Zusammenarbeit zwischen den Flaggen- und Kiistenstaaten im Hinblick auf
deren Aufgaben und Zustindigkeiten verbessert werden kann, und bewihrte Verfahren zu entwickeln, die den
Bediirfnissen der in den vergangenen Jahren entstandenen Such- und Rettungseinsitze gerecht werden. Sie wird
regelmifiige Kontakte mit einschldgigen Interessentrdgern, wie EU-Agenturen — insbesondere Frontex —, und
gegebenenfalls Nichtregierungsorganisationen, die Such- und Rettungsaktionen im Mittelmeer durchfiihren, sowie
mit Wissenschaftlern und internationalen Organisationen wie der IMO pflegen, um Erkenntnisse auszutauschen
und sicherzustellen, dass die Aktionen im Einklang mit dem internationalen rechtlichen und operativen Rahmen
durchgefithrt werden. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission alle relevanten Informationen iiber die
Umsetzung dieser Empfehlung tibermitteln. Die Kontaktgruppe wird die Umsetzung der Empfehlung iberwachen
und der Kommission einmal jahrlich einen Bericht vorlegen.

(17) Die Kommission wird die Arbeit der Kontaktgruppe und die Umsetzung dieser Empfehlung gegebenenfalls bei der
Ausarbeitung der Europaischen Strategie fiir Asyl- und Migrationsmanagement und der jahrlichen Migrationsmana-
gementberichte gemdf der Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement beriicksichtigen. Auf dieser
Grundlage wird die Kommission bei Bedarf auch kiinftige Initiativen bewerten und empfehlen.

(18) Diese Empfehlung lisst die Kooperationspflichten und sonstigen Verpflichtungen, die sich aus dem einschldgigen
Volkerrecht und dem Unionsrecht ergeben, unberiihrt —

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN:

1. Die Mitgliedstaaten sollten bei Such- und Rettungsaktionen, fur die im Eigentum privater Einrichtungen befindliche
oder von solchen betriebene Schiffe eingesetzt werden, untereinander zusammenarbeiten, um die Zahl der
Todesfille auf See zu verringern, die Schiffsverkehrssicherheit zu gewdahrleisten und ein wirksames Migrationsma-
nagement im Einklang mit den einschligigen rechtlichen Verpflichtungen sicherzustellen.

Insbesondere sollten Flaggen- und Kiistenmitgliedstaaten im Einklang mit dem Volkerrecht und dem Unionsrecht,
einschlieflich der Charta der Grundrechte der Europiischen Union und der Vorschriften fiir den Schutz
personenbezogener Daten, regelmiflig und zeitnah Informationen tber die an bestimmten Rettungseinsitzen
beteiligten Schiffe und tiber deren Eigentiimer und Betreiber austauschen.

2. Die Mitgliedstaaten sollten insbesondere im Rahmen der Kontaktgruppe untereinander und mit der Kommission
zusammenarbeiten und sich mit allen einschldgigen Interessentrigern, gegebenenfalls auch privaten Einrichtungen,
die Eigentiimer oder Betreiber von Schiffen sind, die fiir Such- und Rettungsaktionen eingesetzt werden,
austauschen, um bewdahrte Verfahren zu ermitteln, und mittels geeigneter Mafinahmen dafiir sorgen, dass

a) die Sicherheit auf See erhoht wird und

b) die zustindigen Behorden iiber alle Informationen verfiigen, die sie fiir die Uberwachung und Priifung der
Einhaltung der Sicherheitsnormen auf See sowie der einschligigen Migrationsmanagementvorschriften
benotigen .

3. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission mindestens einmal jihrlich und spdtestens am 31. Marz des auf das

Bezugsjahr folgenden Jahres alle relevanten Informationen iiber die Umsetzung dieser Empfehlung iibermitteln.

Briissel, den 23. September 2020

Fiir die Kommission
Ylva JOHANSSON
Mitglied der Kommission
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EMPFEHLUNG (EU) 2020/1366 DER KOMMISSION
vom 23. September 2020
iiber einen Vorsorge- und Krisenmanagementmechanismus der EU fiir Migration

(Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 292,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Fliichtlingskrise im Jahr 2015 hat Schwachstellen und Liicken in den Krisenmanagementsystemen der EU und
der Mitgliedstaaten im Bereich Migration offengelegt und gezeigt, dass den am stirksten unter Druck stehenden
Mitgliedstaaten nicht ausreichend Kapazititen und Instrumente zur Verfiigung stehen. Die Krise hat deutlich
gemacht, dass an mehreren Fronten gleichzeitig gehandelt werden muss, und zwar in den Herkunfts-, Transit-
und/oder Ziellindern auflerhalb der EU, an den EU-Auflengrenzen und in anderen unter Druck stehenden
Mitgliedstaaten.

(2)  Die von der Union und den Mitgliedstaaten nach der Fliichtlingskrise von 2015 ergriffenen Maffnahmen waren auf
viele verschiedene politische, gesetzgeberische, operative und finanzielle Erfordernisse ausgerichtet und zielten auf
ein nachhaltigeres Migrationsmanagement ab. Diese beispiellosen Bemithungen, die Maflnahmen auf nationaler,
internationaler und EU-Ebene umfassten, trugen dazu bei, dass die Zahl der irreguldren Einreisen von Jahr zu Jahr
zuriickging und im Jahr 2019 schlieflich den niedrigsten Stand seit sechs Jahren erreichte.

(3)  Die Lage an den Auflengrenzen ist jedoch nach wie vor hochst instabil, und es bedarf weiterer Maffnahmen, um
besser auf potenzielle grofSe Migrationskrisen vorbereitet zu sein. Zudem konnen Migranten, die sich unbefugt in
mehrere Mitgliedstaaten begeben und dort Asylantrige stellen, eine erhebliche Belastung fiir die nationalen
Asylsysteme darstellen.

(4)  Um das Entstehen scheinbar unkontrollierter Migrationsstrome in die EU wie im Jahr 2015 zu verhindern und das
wirksame Funktionieren der nationalen Migrationssysteme zu gewahrleisten, muss die bislang entwickelte operative
Zusammenarbeit durch einen neuen Rahmen konsolidiert werden, der eine besser koordinierte Anwendung der
einschldgigen Rechtsvorschriften unterstiitzt. Die Schaffung eines solchen Rahmens wiirde erheblich dazu beitragen,
dass die Mitgliedstaaten und die Union die erforderliche Resilienz entwickeln, um jede Art von Migrationskrise
effektiv bewiltigen zu konnen. Dariiber hinaus sollte die Migrationslage regelmdfig tiberwacht werden, damit
Entscheidungen nach Moglichkeit auf der Grundlage eines umfassenden Lagebilds getroffen werden konnen. Dieser
Prozess sollte sich auf die Erfahrungen stiitzen, die nach der Fliichtlingskrise von 2015 bei der Uberwachung der
Migrationslage gesammelt wurden, unter anderem mit der Herausgabe der Berichte zur Integrierten
Lageeinschitzung und -auswertung (Integrated Situational Awareness and Analysis, ISAA) nach der Aktivierung der
Integrierten Regelung fiir die politische Reaktion auf Krisen (IPCR) des Rates.

(50 Um die Resilienz der Union und der Mitgliedstaaten zu stirken, sollten sich alle Interessentréger, einschlieflich der
Mitgliedstaaten auf bilateraler Ebene, weiterhin aktiv an der Konfliktverhiitung und -beilegung beteiligen und sich
gegenseitig bei potenziellen Krisen in einem Drittland, die zu einer Migrationskrise innerhalb der EU fiihren
konnten, warnen. Alle einschldgigen EU-Instrumente sollten im Einklang mit ihrem Rechtsrahmen und ihren
Hauptzielen genutzt werden, um die Partnerldnder beim Aufbau ihrer Kapazititen und bei der Bewiltigung solcher
Krisen zu unterstiitzen, bevor deren Auswirkungen die EU erreichen, und gleichzeitig die migrationspolitischen
Ziele starken.

(6)  Eine wirksame operative Reaktion auf eine Migrationskrise hingt von der Vorsorge der einzelnen Mitgliedstaaten,
ihrer Fdhigkeit zur Bereitstellung der erforderlichen Ausriistung und Ressourcen sowie von koordinierten
Mafinahmen ab, die von den bestehenden Strukturen der Union unterstiitzt werden. Auflerdem miissen alle
einschldgigen Akteure ziigig und wirksam zusammenarbeiten. Ein Mechanismus fiir ein wirksames und zeitnahes
Krisenmanagement hingt daher davon ab, dass es im Voraus festgelegte Verfahren der Zusammenarbeit in
Krisensituationen mit klar definierten Rollen und Zustindigkeiten der wichtigsten Akteure auf nationaler und auf
Unionsebene gibt.

(7)  Es bedarf eines strukturierten Migrationsmanagementmechanismus mit Echtzeitiiberwachung, Frithwarnung und
einer zentralisierten, koordinierten Reaktion der EU, um Strukturen, Instrumente sowie personelle und finanzielle
Ressourcen bei Bedarf in allen Organen und Einrichtungen der EU und in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
zu mobilisieren.
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(8)  Inder Verordnung (EU) 2019/1896 des Europdischen Parlaments und des Rates (!) iiber die Européische Grenz- und
Kiistenwache ist die gemeinsame Verantwortung der Europiischen Agentur fir die Grenz- und Kiistenwache
(Frontex) und der zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten fiir die Umsetzung des integrierten européischen
Grenzmanagements festgelegt. Aufferdem schreibt die Verordnung vor, dass ein Lagebewusstsein sichergestellt
werden muss, und sie sieht eine integrierte Planung fiir das integrierte europiische Grenzmanagement,
einschliefSlich Notfallplanung, vor.

(9)  Die Leitprinzipien des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration sollten Antizipation, Solidaritit und gerechte
Aufteilung der Verantwortlichkeiten, Koordinierung, zeitnahe Reaktion und flexible Ressourcenzuweisung sein.

(10) Der Hauptzweck des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration besteht darin, einerseits ein Lagebewusstsein und eine
bessere Vorsorge sowie andererseits eine wirksame Steuerung und rechtzeitige Reaktion zu gewihrleisten.

(11) Der Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration sollte einen operativen Rahmen fiir die Uberwachung und Antizipation
von Migrationsstromen und Migrationslagen, die Stiarkung der Resilienz sowie die Organisation einer koordinierten
Reaktion auf eine Migrationskrise bieten. Diese Ziele spiegeln die beiden im Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration
dargelegten Phasen wider — die Uberwachungs- und Vorsorgephase und die Krisenmanagementphase.

(12) Fir die Zwecke des Vorsorge- und Krisenplans fir Migration sollte der Begriff Migrationskrise jede Situation oder
Entwicklung innerhalb der EU oder in einem Drittland umfassen, die sich auf das Asyl-, Migrations- oder
Grenzmanagementsystem eines Mitgliedstaats auswirkt und eine Belastung fur dieses darstellt oder das Potenzial
dazu birgt. Dies schliefSt die in Artikel 1 Absatz 2 des Vorschlags fiir eine Verordnung zur Bewiltigung von Krisen
und Fillen hoherer Gewalt im Bereich Migration und Asyl und die in Artikel 2 Buchstabe w des Vorschlags fiir eine
Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement definierten Umstdnde ein und geht tiber diese hinaus.

(13) Der Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration steht im Einklang mit den bestechenden Krisenbewiltigungsme-
chanismen der EU, insbesondere mit dem Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens der Union (UCPM)
einschlieflich des Zentrums fir die Koordination von Notfallmafnahmen (ERCC), mit der Integrierten EU-Regelung
fur die politische Reaktion auf Krisen (IPCR) des Rates, mit dem ARGUS-System der Kommission und mit dem
Krisenreaktionsmechanismus (CRM) des EAD, die gleichzeitig oder nach der Aktivierung des Vorsorge- und
Krisenplans fiir Migration in seiner Krisenmanagementphase aktiviert werden konnen, und erginzt diese. Der
Vorsorge- und Krisenplan fur Migration soll die Interaktion und Zusammenarbeit dieser allgemeinen
Krisenmechanismen unterstiitzen, indem er sicherstellt, dass diese aktuelle Informationen tiber die jeweilige
Krisenlage erhalten.

(14) Der Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration baut zwar auf den bestehenden einschlagigen Rechtsvorschriften auf,
soll aber auch die Umsetzung der von der Kommission vorgeschlagenen neuen Instrumente unterstiitzen, unter
anderem die Umsetzung einer Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement und einer Verordnung zur
Bewiltigung von Krisensituationen und Fillen hoherer Gewalt im Bereich Migration und Asyl.

(15) In der Uberwachungs- und Vorsorgephase sollte der Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration eine Reihe von
Schritten vorsehen, die einen regelmifigen Informationsaustausch zum Lagebild und Frithwarnungen/Prognosen
gewihrleisten und zur Erstellung des jahrlichen Migrationsmanagementberichts der Kommission gemaf$ Artikel 6
des Vorschlags fiir eine Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement beitragen. Das durch den Vorsorge- und
Krisenplan fiir Migration erhaltene Lagebild konnte es unter anderem dem Ratsvorsitz ermdglichen, die aktuelle
Aktivierung der IPCR fiir Migrationskrisen zu entschirfen. In der Krisenmanagementphase sollte der Vorsorge- und
Krisenplan fiir Migration dafiir sorgen, dass allen Akteuren aktuelle umfassende Informationen iiber die
Migrationslage zur Verftigung stehen, damit sie rechtzeitig Entscheidungen treffen konnen, und dass die Umsetzung
dieser Entscheidungen ordnungsgemaif$ itberwacht und koordiniert wird.

(16) Um den Vorsorge- und Krisenplan fur Migration zu verwirklichen, sollten die Mitgliedstaaten, der Rat, die
Kommission, der Europdische Auswirtige Dienst (EAD), das Europiische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen
(EASO), die Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache (Frontex), die Europidische Agentur fir die
Strafverfolgung (Europol), die Europdische Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-Grofsystemen im Raum
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) und die Agentur fiir Grundrechte (FRA) als EU-Vorsorge- und
Krisenmanagementnetz fiir Migration (im Folgenden ,Netz*) zusammenarbeiten. Hauptziel des Netzes sollte es sein,
den angemessenen Austausch der Informationen zu gewihrleisten, die fir die beiden Phasen des Vorsorge- und
Krisenplans fiir Migration relevant sind.

(17)  Das Netz sollte die Uberwachung und Antizipation von Migrationsstromen unterstiitzen, die Resilienz erhdhen und
die technische Koordinierung der Reaktion auf die Krise verbessern, wobei die geltenden Rechtsvorschriften
uneingeschrankt zu achten sind und die bestehenden Instrumente genutzt und ergdnzt werden sollten.

(") Verordnung (EU) 2019/1896 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2019 iiber die Europiische Grenz- und
Kiistenwache und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1052/2013 und (EU) 2016/1624 (ABL. L 295 vom 14.11.2019, S. 1).
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(18) Die betreffenden Herkunfts-, Transit- und/oder Ziellinder auflerhalb der EU sollten nach Moglichkeit ebenfalls ad
hoc in den Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration einbezogen werden. Diese Einbeziehung sollte zu einem
effizienten Informationsaustausch sowie zu Maffnahmen zur Schaffung eines angemessenen Lagebewusstseins fiir
Migration in diesen Lindern und ihrer Reaktion auf potenzielle Krisen beitragen —

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN:

1.  Um durch die Uberwachung und Antizipation von Migrationsstromen, die Stirkung der Resilienz sowie die
Organisation einer Reaktion auf eine Migrationskrise zu einem effizienteren Migrationsmanagement beizutragen,
sollten die Mitgliedstaaten, der Rat, die Kommission, der Europdische Auswirtige Dienst (EAD), das Europdische
Unterstitzungsbiiro fur Asylfragen (EASO), die Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache (Frontex), die
Europdische Agentur fiir die Strafverfolgung (Europol), die Europdische Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-
Grof3systemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) und die Agentur fiir Grundrechte (FRA)
(im Folgenden ,Akteure®) im Rahmen des ,Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration“ zusammenarbeiten.

2. Zu diesem Zweck sollten die Akteure in einem EU-Vorsorge- und Krisenmanagementnetz fiir Migration (im
Folgenden ,Netz“) zusammenarbeiten, um die Umsetzung des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration zu
unterstiitzen.

3. Die Akteure, die das Netz bilden, sollten unter uneingeschrankter Einhaltung der rechtlichen Bestimmungen iiber

ihre Zustindigkeiten und Verantwortlichkeiten einen angemessenen Austausch der Informationen gewéhrleisten,
die fiir die beiden Phasen des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration relevant sind.

4. In der ersten Phase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration, die dauerhaft aktiviert und in der zweiten Phase
weiterlaufen sollte, sollten die Akteure aktuelle und angemessene Informationen ibermitteln, damit ein
aktualisiertes Lagebild im Bereich der Migration erstellt werden kann, Frithwarnungen/Prognosen vorsehen und die
Resilienz erhohen, damit jeder Art von Migrationskrise effizient begegnet werden kann. Die zweite Phase sollte bei
jeder Situation oder Entwicklung innerhalb der EU oder in einem Drittland zum Einsatz gelangen, die sich auf das
Asyl-, Migrations- oder Grenzmanagementsystem eines Mitgliedstaats auswirkt und eine Belastung fir dieses
darstellt oder das Potenzial dazu birgt. Die zweite Phase schlieft die in Artikel 1 Absatz 2 des Vorschlags fiir eine
Verordnung zur Bewiltigung von Krisen und Fillen hoherer Gewalt im Bereich Migration und Asyl und die in
Artikel 2 Buchstabe w des Vorschlags fur eine Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement definierten
Umstinde ein und geht tiber diese hinaus.

5. Das Netz sollte Durchfithrungsleitlinien festlegen, die einen effizienten Fluss der fir das Funktionieren des
Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration relevanten Informationen zwischen den jeweiligen nationalen und EU-
Krisenmanagementmechanismen gewahrleisten sollen.

6.  Die Mitgliedstaaten, der Rat, die Kommission, der Européische Auswirtige Dienst (EAD), das Europdische Unterstiit-
zungsbiiro fiir Asylfragen (EASO), die Europiische Agentur fir die Grenz- und Kiistenwache (Frontex), die
Europiische Agentur fiir die Strafverfolgung (EUROPOL), die Europdische Agentur fiir das Betriebsmanagement von
IT-Grof8systemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) und die Agentur fiir Grundrechte
(FRA) sollten zur Operationalisierung des Netzes jeweils eine Kontaktstelle benennen.

7. Die Kontaktstellen sollten regelmiflig Informationen austauschen, insbesondere um die Kommission bei der
Erstellung regelmifiger Migrationsmanagementberichte gemifl Artikel 6 Absatz 4 und Lageberichte gemifd
Artikel 6 Absatz 6 des Vorschlags fiir eine Verordnung tiber Asyl- und Migrationsmanagement zu unterstiitzen.

8. Entsprechend den Ergebnissen der Migrationsmanagementberichte und der Lageberichte sollten die Mitgliedstaaten
iiber die erforderlichen Manahmen beraten. Diese Beratungen sollten auf technischer, strategischer und
erforderlichenfalls politischer Ebene in den betreffenden Vorbereitungsgremien des Rates oder im Rat stattfinden.

9.  Die Kommission sollte im Einvernehmen mit einem Mitgliedstaat, der mit einer migrationsbezogenen Krisenlage
im Sinne der Empfehlung 4 konfrontiert ist, die anderen Kontaktstellen im Netz iiber die Lage informieren, um die
Krisenmanagementphase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration zu aktivieren. Die Kontaktstelle des
betroffenen Mitgliedstaats sollte der Kontaktstelle der Kommission unverziiglich die im Anhang aufgefiihrten
erforderlichen Informationen tibermitteln.

10. In einer solchen Krisenlage sollten die Kontaktstellen die Kommission unterstiitzen, indem sie die erforderlichen
Informationen und Leitlinien bereitstellen und die Krisenreaktionsmafinahmen koordinieren.
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11.  Der Informationsaustausch innerhalb des Netzes sollte iiber verfiigbare Kommunikationskanile, unter anderem nach
Moglichkeit iiber die IPCR-Plattform mit ihren speziellen Funktionen, und im Einklang mit den in der vorstehenden
Empfehlung 5 genannten Durchfiihrungsleitlinien erfolgen.

12.  Die beiden Phasen des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration sollten der Steuerung und dem Arbeitsablauf gemafd
dem Anhang entsprechen.

Briissel, den 23. September 2020

Fiir die Kommission
Ylva JOHANSSON
Mitglied der Kommission
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ANHANG

In diesem Anhang werden die Grundsitze sowie die Hauptakteure des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration dargelegt
und die beiden Phasen des Plans detailliert beschrieben.

1. GRUNDSATZE UND AKTEURE IN BEIDEN PHASEN

Grundsiitze

Hinsichtlich der Ermittlung der erforderlichen Mafinahmen und der Zuweisung von Zustindigkeiten an die jeweiligen
Akteure sollte der Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration auf folgenden Grundsitzen beruhen:

i) Antizipation: Die Migrationslage sollte regelmiflig tiberwacht werden, und Entscheidungen sollten auf der
Grundlage eines umfassenden und koordinierten Lagebildes getroffen werden. Hierbei geht es in erster Linie um
Pravention.

ii) Koordination: Die Krisenreaktion sollte einem koordinierten und umfassenden Ansatz folgen; hierbei sollten
Mafnahmen aller einschligigen internen und externen Politikbereiche sowie aller beteiligten Akteure genutzt
werden.

iii) Zeitnahe Reaktion: Die Mafnahmen sollten im Bedarfsfall sofort ergriffen werden, um eine Eskalation der
Situation zu vermeiden.

iv) Flexible Ressourcenzuweisung: Die Ressourcen sollten rasch mobilisiert werden, indem die im Rahmen der
verschiedenen Finanzierungsinstrumente mogliche Flexibilitdt der einschldgigen Akteure umfassend genutzt wird.

v) Solidaritit und gerechte Aufteilung der Verantwortlichkeiten gemifl Artikel 5 des Vorschlags fiir eine
Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement.

Akteure

An der Umsetzung der beiden Phasen des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration sind folgende Akteure beteiligt:
— die Mitgliedstaaten einschlieflich ihrer Verbindungsbeamten;

— der Rat;

— die Europdische Kommission, einschlieflich der vor Ort und in die EU-Delegationen entsandten Mitarbeiter sowie
die européischen Migrationsbeauftragten (EMLOs);

— der Europiische Auswirtige Dienst, einschlieflich der EU-Delegationen sowie der einschligigen Missionen und
Operationen im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik;

— die EU-Agenturen (EASO, Frontex, Europol, eu-LISA und FRA), einschlieflich ihrer Verbindungsbeamten.

2. UBERWACHUNGS- UND VORSORGEPHASE (PHASE 1)

a) Ziel

Ziel der Uberwachungs- und Vorsorgephase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration ist es, eine besser
koordinierte Nutzung der bestehenden Rechtsvorschriften zu unterstiitzen. Um dies zu erreichen, soll ein besseres
Lagebewusstsein aller beteiligten Akteure und ein intensiverer Austausch einschldgiger Informationen zwischen
ihnen erreicht, ein Frithwarn-/Prognosesystem auf EU-Ebene entwickelt und die Resilienz in den Mitgliedstaaten
gestirkt werden, um eine wirksame Bewiltigung jedweder Art von Migrationskrise sicherzustellen.

In Phase 1 des Mechanismus sollen folgende Kernziele erreicht werden:

— Informationsaustausch zum Lagebild und Frithwarnung/Prognose: Ein zeitnahes und hinreichend
umfassendes Verstindnis der Ereignisse und neuen Trends durch alle relevanten Akteure sollte eine
Uberwachung der Lage und dank entsprechender Vorsorgemafnahmen im Bedarfsfall ein koordiniertes
Vorgehen ermoglichen. Neue problematische und kritische Situationen sollten rechtzeitig antizipiert werden.
Alle Akteure sollten einschligige Informationen und Erkenntnisse in ein Frithwarn-/Prognosesystem
einspeisen. Das System sollte unter der Koordination der Kommission auf EU-Ebene entwickelt werden und
auf den derzeit verfiigbaren sowie mdglichen neuen Instrumenten aufbauen.

— Stirkung der Resilienz: Ein gemeinsames Verstindnis der Lage, ihrer Ursachen sowie einschlidgige Prognosen
sollte den Mitgliedstaaten im Falle einer neuen Migrationskrise dabei helfen, ihre Mafnahmen zum
Kapazititenaufbau gezielt auszurichten.
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b) Steuerung

Die Kommission sollte — erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit dem EAD — in der Uberwachungs-
und Vorsorgephase eine fithrende Rolle iibernehmen und dabei all ihre Ressourcen (einschlieflich der
Europdischen Verbindungsbeamten fiir Migration, des Zentrums fiir die Koordination von Notfallmafnahmen
(ERCC) sowie verfiigbarer Finanzmittel im Einklang mit dem jeweiligen Mandat sowie den jeweiligen Zielen und
Verfahren) nutzen. Die Kommission sollte das Netz leiten und dessen Sekretariat stellen, die Informationen
sammeln, die erforderlichen Berichte erstellen und die Durchfihrung der von den einzelnen Akteuren zu
ergreifenden Mafinahmen tiberwachen.

Die Mitgliedstaaten, die EU-Agenturen und andere Akteure sollten die Kommission in dieser Rolle
unterstiitzen, vor allem indem sie zeitnahe und prazise Informationen, Analysen und Prognosen sowie eine
Bewertung ihrer Vorsorge- und Notfallplanung bereitstellen.

Die notwendigen Beratungen auf technischer, strategischer und erforderlichenfalls politischer Ebene, die
Mafinahmen in den Mitgliedstaaten erfordern, sollten in den zustindigen Vorbereitungsgremien des Rates
gefiihrt werden. Hierbei sollten die Erkenntnisse aus den Kommissionsberichten zugrunde gelegt werden, die in
dieser Phase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration erstellt werden.

In Situationen, in denen der Rat beschlief3t, operative Schlussfolgerungen und Empfehlungen vorzulegen, sollte das
Netz deren Umsetzung durch den Austausch einschlidgiger Informationen unterstiitzen.

¢) Arbeitsablauf

Informationsaustausch zum Lagebild und Frithwarnung/Prognose

Die Kommission sollte regelmifSige, mindestens vierteljihrliche Sitzungen oder Videokonferenzen des Netzes
einberufen. Die Haufigkeit sollte vom Ernst der Migrationslage sowie von den im Rahmen der Migrations- und
Kriseniiberwachung ermittelten Problemen abhingen.

Soweit relevant und machbar, sollten Vertreter der wichtigsten Herkunfts-, Transit- und/oder Ziellinder
auflerhalb der EU sowie Vertreter wichtiger internationaler Partner und Interessentriger ad hoc eingeladen
werden, wenn das Netz eine bestimmte Migrationsroute erértert, damit zeitnah und regelmifig Informationen
tiber Migrationsstrome, Schleuseraktivititen und alle sonstigen Faktoren (einschlieflich geopolitischer,
gesundheitlicher, 6kologischer, klimatischer, demografischer oder sonstiger soziookonomischer Faktoren), die
sich auf das Asyl-, Migrations- oder Grenzmanagement der EU auswirken, ausgetauscht werden konnen. Die
entsprechenden Modalititen sollten in Absprache mit den betreffenden Lindern tber die jeweiligen EU-
Delegationen in enger Abstimmung mit dem EAD ausgearbeitet werden.

Die Vorsorgeplanung sollte ein Schliisselelement der Migrationsdialoge mit Drittstaaten, insbesondere in der
Nachbarschaft der EU, sein und darauf abzielen, Kommunikationskanile zu schaffen und lokale Akteure zu
ermitteln, die im Krisenfall genutzt und kontaktiert werden konnen.

Nach Maoglichkeit sollte die Kommission in Zusammenarbeit mit dem EAD ad hoc Videokonferenzen zu den
einzelnen Migrationsrouten mit den wichtigsten Herkunfts-, Transit- und/oder Ziellindern auflerhalb
der EU anberaumen und dhnliche bereits stattfindende Videokonferenzen verstirken. An diesen
Videokonferenzen sollten alle anderen Akteure teilnehmen, die betroffen sind oder ein klares Interesse an
Informationen zu Migrationsbewegungen tiber eine bestimmte Route haben. Die Videokonferenzen sollten so
gestaltet sein, dass sie im Rahmen einer engen Zusammenarbeit mit den EU-Delegationen intensive Diskussionen
ermdglichen und fiir alle Teilnehmer von Nutzen sind.

Alle Kontaktstellen des Netzes sollten Informationen bereitstellen, um die Erstellung eines umfassenden
Lagebildes zu ermoglichen. Der Informationsaustausch zum Lagebild umfasst Daten tiber Migrationsstrome,
Informationen zu Aufnahme-, Asyl- und Grenzmanagementsystemen, zu relevanten migrationsbezogenen
Entwicklungen in den Mitgliedstaaten und in Drittstaaten, Frithwarn-/Prognosemeldungen sowie Kooperations-
mafinahmen mit Drittstaaten. Alle Kontaktstellen sollten sich im Interesse eines gemeinsamen Lagebildes auf EU-
Ebene iiber Probleme, Mingel und Reaktionsmafinahmen vor Ort austauschen. Die genaue Funktionsweise des
Netzes sollte in Standardarbeitsanweisungen festgelegt werden.

Das Netz sollte die verfiigbaren Kommunikationskanale und -plattformen — und soweit moglich die IPCR-
Plattform mit ihren speziellen Funktionen — umfassend nutzen. Reichen die verfiigbaren Instrumente nicht aus,
wird die Kommission in Erwigung zichen, ihre bestehenden Plattformen zu verbessern oder eine spezielle
gesicherte web-gestiitzte Plattform einzurichten, die einen raschen Informationsaustausch innerhalb des
Netzes sicherstellt.
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Auf der Grundlage dieser Beitrage sollte die Kommission Lageberichte erstellen, d. h. einen Bericht zur
Lageeinschitzung und -auswertung im Bereich der Migration (,Migration Situational Awareness and Analysis* —
MISAA) vorlegen. Die Hiufigkeit dieser Berichterstattung sollte vom Netz wihrend der Uberwachungs- und
Vorsorgephase festgelegt werden. Der MISAA-Bericht sollte auf dem Format und der Methodik des derzeitigen
ISAA-Berichts (,Integrated Situational Awareness and Analysis“) aufbauen, der im Rahmen der Aktivierung der
ICPR-Regelung zur Bewiltigung der Fliichtlingskrise von 2015 entwickelt wurde. Er wird den ISAA-Bericht
ersetzen, wenn der Vorsitz die IPCR-Regelung deaktiviert. Nach Moglichkeit sollten die Akteure auch
Informationen austauschen, die sie von Quellen auflerhalb der Union, einschlieflich Drittstaaten und
internationalen Partnern, erhalten. Der MISAA-Bericht sollte Trends aufzeigen und eventuell eine
Frithwarnung/Prognose zu Migrationsstromen enthalten, um alle Akteure entsprechend zu warnen und ihnen die
Maoglichkeit zu geben, Korrekturmafnahmen einzuleiten. Der MISAA-Bericht sollte ausschlieBlich den Akteuren
tiber die IPCR-Plattform und unter Einhaltung aller Vorschriften fiir den Zugriff auf diese Plattform zur Verfiigung
gestellt werden, wobei das Zentrum fiir die Koordination von Notfallmanahmen entsprechend einzubinden ist.

Die Mitgliedstaaten sollten die zu treffenden erforderlichen Maflnahmen sowie die im MISAA-Bericht
dargelegten Schlussfolgerungen erdrtern. Sie sollten im Rahmen der jeweiligen Vorbereitungsgremien oder
Tagungen des Rates Beratungen auf technischer, strategischer und erforderlichenfalls politischer Ebene fithren.
Der Rat kann operative Schlussfolgerungen und Empfehlungen vorlegen, die von den einschligigen Akteuren mit
Unterstiitzung des Netzes weiterverfolgt werden sollten.

Stirkung der Resilienz

Basierend auf den Migrationsmanagementberichten und nationalen Strategien gemafl Artikel 6 Absitze 4 und 6
des Vorschlags fuir eine Verordnung tiber Asyl- und Migrationsmanagement und zur Starkung der Resilienz des
allgemeinen Migrationsmanagements der EU sollte ein Notfallzyklus im Bereich Migration geschaffen werden.

Nach Artikel 6 Absatz 3 des Vorschlags fiir eine Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement miissen die
Mitgliedstaaten iiber nationale Strategien verfiigen, um ausreichende Kapazititen fiir ein wirksames Asyl- und
Migrationsmanagement zu gewéhrleisten. Dies schliefSt Informationen dazu ein, wie die Mitgliedstaaten die in der
genannten Verordnung festgelegten Grundsitze und die sich daraus ergebenden rechtlichen Verpflichtungen auf
nationaler Ebene umsetzen. Die genannten Strategien miissen eine Notfallplanung auf nationaler Ebene umfassen
und die Notfallplanung gemifl den einschligigen Rechtsvorschriften, einschlieflich Artikel 8 Absatz 6 und
Artikel 9 Absdtze 3, 5 und 6 der Verordnung (EU) 2019/1896 (Europiische Agentur fur die Grenz- und
Kiistenwache), sowie die Umsetzung des integrierten europdischen Grenzmanagements gemdfs letzterer
Verordnung beriicksichtigen.

Die EU-Agenturen sollten die Kommission tiber ihre Kapazititen und Notfallpline sowie alle anderen Berichte,
die die Kommission in diesem Zusammenhang heranziehen konnte, informieren.

Der EAD sollte beziiglich der externen Aspekte der Migration und seinen Kooperationsmafinahmen mit
Herkunfts-, Transit- und/oder Ziellindern auflerhalb der EU einen Beitrag leisten.

Drittstaaten sollten die Moglichkeit haben, auf freiwilliger Basis ihre eigenen Migrationsstrategien und
Notfallpline mit der Kommission oder dem Netz zu teilen.

Auf der Grundlage der vorstehenden Informationen und im Einklang mit Artikel 6 Absatz 4 des Vorschlags fiir
eine Verordnung tiber Asyl- und Migrationsmanagement wird die Kommission jahrlich einen Bericht zum
Migrationsmanagement vorlegen, der die voraussichtliche Entwicklung der Migrationslage und die
Vorsorgeplanung der Union und der Mitgliedstaaten aufzeigt.

Die Mitgliedstaaten sollten die Ergebnisse der jahrlichen Migrationsmanagementberichte der Kommission in den
einschlagigen Foren erortern.

Die Kommission sollte mit Unterstiitzung der anderen Akteure des Netzes einen Rahmen fiir die Uberwachung der
Folgemafinahmen zu den Ergebnissen der jihrlichen Berichte zum Migrationsmanagement schaffen und im
nachfolgenden jihrlichen Berichterstattungszyklus iiber die erzielten Fortschritte und den Sachstand berichten.

3. KRISENMANAGEMENTPHASE (PHASE 2)

a) Ziel

Ziel der Krisenmanagementphase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration ist es, eine rasche, effiziente und
koordinierte Reaktion der EU auf eine Migrationskrise zu ermdglichen, indem die Entscheidungstrager der EU
zeitnahe und aktuelle Informationen iiber die aktuelle operative Lage erhalten und die Uberwachung, die
Koordination vor Ort und die Kommunikation auf technischer Ebene zwischen allen Akteuren unterstiitzt werden.
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b) Steuerung

In der Krisenmanagementphase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration wird — solange die allgemeinen EU-
Krisenmechanismen (Katastrophenschutzverfahren der Union, Integrierte EU-Regelung fiir die politische
Reaktion auf Krisen, ARGUS und Krisenreaktionsmechanismus) nicht aktiviert sind — der Rahmen des Vorsorge-
und Krisenplans, einschlieBlich des Netzes und des Berichterstattungsmechanismus, genutzt, um das genannte Ziel
zu erreichen.

Sobald die allgemeinen EU-Krisenmechanismen im Einklang mit ihren jeweiligen Verfahren und Zielen
aktiviert sind, sollte das allgemeine Krisenmanagement, einschlieBlich der notwendigen Koordination
sichergestellt sein.

Wihrend der Aktivierung von Phase 2 werden die Aktivitdten der Phase 1 fortgesetzt und intensiviert.

Das Netz sollte — wenn es von der Kommission aktiviert wurde und diese die Leitung iibernommen hat — die
Arbeit der allgemeinen EU-Krisenmechanismen unterstiitzen. Die Unterstiitzung sollte sich insbesondere darauf
konzentrieren, die Informationen iiber die aktuelle Lage bereitzustellen, die fiir Diskussionen und Entscheidungen
innerhalb dieser Mechanismen erforderlich sind, und die Umsetzung durch die einschligigen Akteure zu verfolgen.
Zu diesem Zweck sollte sich das Netz regelmafig per Videokonferenz austauschen und alle operativen Aspekte der
im Rahmen der allgemeinen EU-Krisenmechanismen gefassten Beschliisse erortern und entsprechend dariiber
Bericht erstatten.

Die Krisenmanagementzentren der Mitgliedstaaten sollten im Falle ihrer Aktivierung eine angemessene
Vernetzung mit den allgemeinen EU-Krisenmechanismen (einschlieflich UCPM und seinem ERCC) sicherstellen
und die Tatigkeiten ihrer jeweiligen Kontaktstelle im Netz im Einklang mit den in Empfehlung 5 genannten
Leitlinien unterstiitzen.

Erginzend zu den Tagungen im Rat konnten im Rahmen der IPCR-Regelung erforderlichenfalls weitere, auf den
Erkenntnissen der Lageberichte der Kommission basierende Beratungen in den einschligigen
Vorbereitungsgremien des Rates oder im Rat gefithrt werden.

Jeder Akteur sollte die erforderlichen MaRnahmen ergreifen, einschlieSlich derjenigen, die im Instrumentarium
unter Buchstabe d nachfolgend aufgefiihrt sind.

¢) Arbeitsablauf

1. Die Krisenmanagementphase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration kann von der Kommission im
Einvernehmen mit einem Mitgliedstaat eingeleitet werden, der mit einer migrationsbezogenen Krisenlage im
Sinne der Empfehlung 4 konfrontiert ist.

2. Die Kontaktstelle der Kommission sollte die anderen Kontaktstellen des Netzes (EU-Vorsitz, Mitgliedstaaten,
Rat, EAD, EU-Agenturen) iiber die Entscheidung informieren, die Krisenmanagementphase des Vorsorge- und
Krisenplans fiir Migration einzuleiten.

3. Die Kommission wird das Netz sofort umfassend aktivieren (Rund-um-die-Uhr-Bereitschaft) und eine
dringende Sitzung|Videokonferenz des Netzes einberufen, um folgende Punkte auf technischer Ebene zu
kldren:

a) Austausch von Informationen iiber die Lage;
b) Analyse von Optionen fiir eine rasche, effiziente und wirksame Reaktion;

¢) Koordination der Botschaften fiir die Kommunikation mit der Offentlichkeit im Einklang mit den
bestehenden Strukturen;

d) Koordination der Unterstiitzung vor Ort.

4. Der betroffene Mitgliedstaat sollte seine eigenen Notfallmafnahmen aktivieren, eine erste Bedarfser-
mittlung vornehmen und diese unverziiglich der Kommission und den anderen Mitgliedern des Netzes
iibermitteln. Diese erste Bedarfsermittlung sollte folgende Informationen enthalten:

a) Lage vor Ort, wichtigste Antriebsfaktoren und Prognose, einschliefSlich méglicher Folgen;

=5

) derzeitige materielle, operative und finanzielle Kapazititen;

(@)

) Durchfithrung der Notfallmafnahmen;

ol

) materieller, operativer und finanzieller Bedarf, der von den einschldgigen Akteuren, einschliefSlich anderer
Mitgliedstaaten oder EU-Agenturen, gedeckt werden soll.
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5.

N

10.

11

12.

13

14.

Auf der Grundlage der iiber das Netz gesammelten Informationen sollte die Kommission dem Netz
insbesondere folgende Informationen iibermitteln:

a) Lagetbersicht einschlieSlich Prognosen und mdglichen Folgen; soweit moglich, Informationen aus
einschldgigen Drittstaaten sowie iiber diese Linder;

b) aktuelle Kapazititen der von der Krise betroffenen Mitgliedstaaten und Herkunfts-, Transit- und/oder
Ziellinder auflerhalb der EU sowie aktuelle Kapazititen der EU und anderer Mitgliedstaaten zur
Bewiltigung der Krise;

¢) derzeitiger Umfang der Unterstiitzung durch die EU und die Mitgliedstaaten;
d) Bewertung der Liicken und des Bedarfs;

¢) mogliche Mafnahmen auf Ebene der EU-Organe, -Einrichtungen und -Agenturen sowie der
Mitgliedstaaten im Rahmen des nachstehenden Instrumentariums.

Hat ein Mitgliedstaat einen begriindeten Antrag gemifs Artikel 2 Absatz 1 oder Artikel 6 Absatz 1 des
Vorschlags fur eine Verordnung zur Bewdltigung von Krisensituationen und Fillen hoherer Gewalt im
Bereich Migration und Asyl gestellt, so konnen die iiber das Netz gesammelten Informationen fur die
Analyse und die Mafinahmen der Kommission herangezogen werden (Artikel 2 und 6 des Vorschlags).

Nimmt die Kommission geméf Artikel 47 des Vorschlags fiir eine Verordnung iiber Asyl- und Migrationsma-
nagement eine Bewertung der Migrationslage in einem Mitgliedstaat vor, so konnen die iiber das Netz
gesammelten Informationen fiir den Bericht der Kommission zum Migrationsdruck herangezogen werden
(Artikel 48 des genannten Vorschlags).

Was die Unterstiitzung im Bereich Katastrophenschutz anbelangt, so sollte die Koordination zwischen den
Mitgliedstaaten iiber das Zentrum fur die Koordination von NotfallmaSnahmen sichergestellt werden.

Der Ratsvorsitz konnte erforderlichenfalls eine auflerordentliche Ratstagung einberufen.

Nach Aktivierung der allgemeinen EU-Krisenmanagementsysteme schaltet sich das Netz in die Arbeit ein: Es
stellt Informationen zur aktuellen Lage bereit und tauscht Informationen aus, die erforderlich sind, um die
Durchfithrung der notwendigen Mafinahmen auf technischer Ebene zu tiberwachen, wie dies im Rahmen
dieser Systeme vereinbart ist.

Die Koordination in den Mitgliedstaaten sollte in den einschligigen nationalen Krisenmanagementme-
chanismen im Bereich Migration sichergestellt werden. Dabei sollten in vollstindiger Ubereinstimmung mit
dem Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration alle einschldgigen nationalen Akteure einbezogen werden,
wobei die allgemeine Koordination iiber die IPCR erfolgen sollte.

Falls das Katastrophenschutzverfahren der Union aktiviert wird, sollte das Zentrum fiir die Koordination
von Notfallmanahmen (ERCC) der Kommission die rasche Bereitstellung von Soforthilfe an die
ersuchenden Mitgliedstaaten unterstiitzen und als Koordinierungsstelle fur die Katastrophenhilfe zwischen
allen EU-Mitgliedstaaten und anderen teilnehmenden Staaten fungieren. Die zustindigen Kommissions-
dienststellen sollten rund um die Uhr zusammengeschaltet werden.

Soweit relevant und moglich, sollte ein verstirkter Uberwachungsmechanismus in Drittstaaten
eingerichtet werden, in dessen Rahmen Verbindungsbeamte aller Akteure in die wichtigsten Herkunfts-,
Transit- und/oder Ziellinder aufSerhalb der EU entsandt bzw. dort aktiviert werden.

. Je nach Bedarf sollten andere sektorspezifische Krisenmechanismen und -instrumente aktiviert werden
(siehe nachstehendes Instrumentarium).

Das Netz sollte wihrend der gesamten Krise rund um die Uhr umfassend im Einsatz sein.

. Wird die IPCR aktiviert, erfolgt die regulire Migrationsiiberwachung im Rahmen der ISAA-Berichte, die die
MISAA-Berichte fiir die Dauer des Aktivierungszeitraums ersetzen. Wird die IPCR nicht aktiviert, werden die
von der Kommission im Rahmen der ersten Phase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration erstellten
MISAA-Berichte auf der Grundlage der tiber das Netzwerk gesammelten Beitrige der einschldgigen Akteure
fortgefithrt.

Die MISAA[ISAA-Berichte, die von der Kommission in dieser Phase des Vorsorge- und Krisenplans fiir
Migration erstellt werden, sollten in den einschldgigen Vorbereitungsgremien des Rates oder im Rat erortert
werden.
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15. Die Krisenmanagementphase des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration kann von der Kommission auf
Antrag von Mitgliedstaaten/eines Mitgliedstaats oder auf eigene Initiative deaktiviert werden, sobald die
Situation, die die Krise ausgelost hat, nicht mehr gegeben ist oder sie als unter Kontrolle gilt.

16. Die Kommission sollte gemeinsam mit dem Rat, dem EAD und den EU-Agenturen mafigeschneiderte
Schulungen zu den in migrationsbezogenen Krisenlagen genutzten Verfahren und Instrumenten
organisieren, um die Sachkenntnis und den Bereitschaftsgrad aller einschldgigen Mitarbeiter zu verbessern.

17. Alle Akteure sollten die Reaktion auf Migrationskrisen auf nationaler und europiischer Ebene regelmifig
iiben und den aktuellen Vorsorge- und Krisenplan fiir Migration erforderlichenfalls auf der Grundlage der
gewonnenen Erkenntnisse tiberarbeiten.

d) Instrumentarium

Die folgenden Mafinahmen bilden im Einklang mit den einschligigen Rechtsvorschriften das Instrumentarium zur
Bewiltigung einer Migrationskrise.

Mafnahmen in Herkunfts-, Transit- und/oder Ziellindern

— Neben der laufenden Zusammenarbeit mit Drittpartnern stimmt sich die Kommission in Zusammenarbeit mit
dem EAD, den EU-Delegationen und den Mitgliedstaaten mit den wichtigsten Herkunfts-, Transit- und/oder
Ziellindern ab, wobei die Nachbarlidnder der EU besondere Beriicksichtigung finden. Ziel ist es, diese Lander
dabei zu unterstiitzen, ihre Aufnahmekapazititen weiter zu verbessern und die Migrationsstrome besser zu
bewiltigen, insbesondere durch den Schutz der Grenzen und die Bekdmpfung der Schleusung von Migranten
sowie eine bessere Zusammenarbeit bei der Riickkehr/Riickfithrung.

— Die Kommission schafft gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und dem EAD zusitzliche sichere Korridore und
Neuansiedlungsregelungen in den betreffenden Herkunfts-, Transit- und/oder Ziellindern.

— Die Kommission arbeitet mit den wichtigsten internationalen Organisationen (insbesondere dem UNHCR und
der IOM) und wichtigen NRO zusammen und sorgt fiir Synergien zwischen den Beteiligten, um im jeweiligen
Herkunfts-, Transit- und/oder Zielland erginzend Mafnahmen durchzufiihren.

— Basierend auf dem ermittelten Bedarf tiberpriift und aktiviert die Kommission die im Rahmen aller relevanten
(internen und externen) Finanzierungsinstrumente — einschlieflich deren Soforthilfekomponenten (sofern
vorhanden) — verfiigbaren Mittel; Grundlage hierfiir bilden die einschldgigen Rechtsrahmen und Ziele dieser
Instrumente. Um einem anhaltenden Migrationsdruck zu begegnen, gilt es, alle Instrumente miteinander zu
verzahnen.

— In Ausnahmesituationen priift die Kommission, ob zusitzliche Ressourcen verfiigbar sind, die auf der
Grundlage der MFR-Bestimmungen mobilisiert werden konnen, wenn die oben genannten Mittel nicht
ausreichen.

— Die Kommission erwégt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die gemeinsame Nutzung von Mitteln aus
dem EU-Haushalt und den nationalen Haushalten, bis feststeht, wie die Finanzierung im kiinftigen MFR-
Zeitraum fortgefiihrt wird.

— Soweit relevant und moglich, richtet die Kommission im Zusammenspiel mit den bestehenden Regelungen der
Mitgliedstaaten einen verstarkten Uberwachungsmechanismus in Drittstaaten ein. Hierbei kommen auch die
speziellen Videokonferenzen zu einzelnen Migrationsrouten zum Einsatz, sofern diese im Rahmen des
Vorsorge- und Krisenplans fir Migration eingerichtet wurden; ferner werden Verbindungsbeamte in die
wichtigsten Transit-, Herkunfts- und/oder Ziellinder aulerhalb der EU entsandt bzw. dort aktiviert.

— Wenn zwischen der EU und einem Drittstaat eine Statusvereinbarung besteht, entsendet Frontex Grenzmana-
gementteams, um die zustidndigen Behorden des betreffenden Drittstaats bei der Kontrolle seiner Grenzen zu
unterstiitzen.

— Bei Eintreten einer Notlage oder eines Notfalls, die die externe Dimension der Migration direkt oder indirekt
betrifft, aktiviert der EAD seinen Krisenreaktionsmechanismus und greift dabei auf die entsprechenden
Elemente des Mechanismus zuriick: Krisentreffen, Krisenstab; Krisenplattform und Taskforce.

— Die EAD-Delegationen nehmen ihre jeweiligen Aufgaben vor, wihrend und nach einer Krise in enger
Zusammenarbeit mit der Kommission wahr, u. a. indem sie Informationen zur aktuellen Lage bereitstellen
und diplomatische, politische und operative Mafnahmen der EU durchfiihren.
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— Der EAD mobilisiert die einschldgigen Funktionen der Direktion ,Integrierter Ansatz fiir Sicherheit und
Frieden®, des zivilen Planungs- und Durchfithrungsstabs, des militirischen Planungs- und Durchfithrungsstabs
und der Missionen im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, um die fiir die
Lageerfassung und Vorsorge (Resilienz) geeignete Koordinierungsplattform zu aktualisieren.

Mafinahmen in den Mitgliedstaaten an den EU-Auflengrenzen

— In den Mitgliedstaaten an den EU-AufSengrenzen werden nationale Notfallpldne/-mafinahmen in den Bereichen
Grenzmanagement, Aufnahme und Asyl aktiviert.

— Die Mitgliedstaaten stellen Informationen iiber die operative Situation, Liicken und den Bedarf an den EU-
Auflengrenzen bereit.

— Auf Ersuchen eines Mitgliedstaats an der EU-AufSengrenze kann das Katastrophenschutzverfahren der Union
aktiviert werden, um die erforderliche Unterstiitzung zu leisten.

— In Zusammenarbeit mit der Kommission und den EU-Agenturen wird die Grenziiberwachung verstirkt und
auf die am stirksten betroffenen Gebiete ausgeweitet.

— Frontex leistet auf Ersuchen der Mitgliedstaaten Unterstiitzung und verstirkt bereits laufende gemeinsame
Aktionen oder entsendet Mitarbeiter fiir Soforteinsitze zu Grenzsicherungszwecken.

— In Abstimmung mit den Mitgliedstaaten stellt das EASO Mitarbeiter und Ausriistung bereit, um in den
Bereichen Aufnahme und Asyl Unterstiitzung zu leisten.

— In Abstimmung mit den Mitgliedstaaten stellt Europol Mitarbeiter/Ausriistung/Verbindungsbeamte bereit, um
bei ankommenden Migranten Sicherheitskontrollen durchzufiihren.

— In Abstimmung mit den Mitgliedstaaten unterstiitzt Frontex Riickkehr-/Riickfithrungsmafinahmen und
entsendet dazu Riickkehrexperten, organisiert und koordiniert Riickkehr-/Riickfithrungsaktionen (Charter-
und Linienfliige) und stellt Begleitpersonen und Riickkehrbeobachter bereit.

— Die Kommission richtet in Mitgliedstaaten an den EU-Auflengrenzen Regionale Taskforces der Europdischen
Union (EURTF) ein, um den Informationsaustausch und die Koordinierung zwischen allen Beteiligten zu
erleichtern.

— An Orten, die mit einem besonders hohen Migrationsdruck konfrontiert sind, werden Hotspots und
Aufnahmezentren eingerichtet. Die zustindigen nationalen Behorden stellen Personal zur Verfiigung, die EU-
Agenturen leisten mit den erforderlichen Informationssystemen fiir Migration und Sicherheit Unterstiitzung.

— Die Kommission entsendet Personal in die Mitgliedstaaten an den EU-Auflengrenzen, um die Koordination der
Reaktionsmafinahmen zu unterstiitzen.

— Die Kommission verstandigt sich in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auf zentrale Botschaften, mit denen
sie die Offentlichkeit iiber die Krise unterrichtet, und nutzt die wirksamsten Kommunikationsinstrumente,
einschliefSlich der IPCR-Plattform, um diese Botschaften zu verbreiten und Desinformation zu bekdampfen.

— Die Kommission arbeitet im jeweiligen Einzelfall gemeinsam mit den Mitgliedstaaten mit den wichtigsten
internationalen Organisationen (insbesondere dem UNHCR und der IOM) und wichtigen NRO zusammen,
um in den Mitgliedstaaten an den EU-Aufengrenzen ergidnzend Maffnahmen durchzufiihren.

— Die Kommission unterstiitzt die Mitgliedstaaten mit Projekten fiir die unterstiitzte freiwillige Riickkehr und
Reintegration.

— Basierend auf dem von den Mitgliedstaaten ermittelten Bedarf iiberpriift und aktiviert die Kommission die im
Rahmen aller relevanten (internen und externen) Finanzierungsinstrumente — einschlie€lich deren Soforthil-
fekomponenten (sofern vorhanden) — verfiigbaren Mittel.

— In Ausnahmesituationen priift die Kommission, ob zusitzliche Ressourcen verfiigbar sind, die auf der
Grundlage der MFR-Bestimmungen mobilisiert werden konnen, wenn die oben genannten Mittel nicht
ausreichen.

— Die Kommission erwégt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die gemeinsame Nutzung von Mitteln aus
dem EU-Haushalt und den nationalen Haushalten, bis feststeht, wie die Finanzierung im kiinftigen MFR-
Zeitraum fortgefithrt wird.

— Mitgliedstaaten, die nicht unter Druck stehen, konnen die Mitgliedstaaten an den EU-Aufengrenzen mit
Ausriistung, Material, Personal, der Entsendung von Fachkriften und der freiwilligen Umsiedlung von
Migranten sowie durch die Bereitstellung von Personal fiir Operationen der EU-Agenturen unterstiitzen.

— Mitgliedstaaten, die nicht unter Druck stehen, konnen Mittel fiir zusitzliche Finanzierungslosungen
bereitstellen, die fiir die Durchfithrung der Sofortmafinahmen erforderlich sind.
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Mafinahmen in anderen unter Druck stehenden Mitgliedstaaten

— In anderen unter Druck stehenden Mitgliedstaaten werden nationale Notfallpline/-mafnahmen in den
Bereichen Aufnahme und Asyl aktiviert.

— Andere unter Druck stehende Mitgliedstaaten stellen Informationen iiber die operative Situation, Liicken und
den Bedarf an den EU-Auf8engrenzen bereit.

— Auf Ersuchen eines unter Druck stehenden Mitgliedstaats wird das Katastrophenschutzverfahren der Union
aktiviert, um die erforderliche Unterstiitzung zu leisten.

— Die Kommission richtet in anderen unter Druck stehenden Mitgliedstaaten Regionale Taskforces der
Europdischen Union (EURTF) ein, um den Informationsaustausch und die Koordination zwischen allen
Beteiligten zu erleichtern.

— In Abstimmung mit den Mitgliedstaaten unterstiitzt Frontex Riickkehr-/Riickfithrungsmafinahmen und
entsendet dazu Riickkehrexperten, organisiert und koordiniert Riickkehr-/Riickfithrungsaktionen (Charter-
und Linienfliige) und stellt Begleitpersonen und Riickkehrbeobachter bereit.

— In Abstimmung mit den Mitgliedstaaten stellt das EASO Mitarbeiter und Ausriistung bereit, um in den
Bereichen Aufnahme und Asyl Unterstiitzung zu leisten.

— Europol stellt Mitarbeiter/Ausriistung/Verbindungsbeamte bereit, um bei ankommenden Migranten
Sicherheitskontrollen durchzufiihren.

— Die Kommission entsendet Personal in unter Druck stehende Mitgliedstaaten, um die Koordination der
Reaktionsmafsnahmen zu unterstiitzen.

— Die Kommission verstindigt sich in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auf zentrale Botschaften, mit denen
sie die Offentlichkeit iiber die Krise unterrichtet, und nutzt die wirksamsten Kommunikationsinstrumente,
einschliefSlich der IPCR-Plattform, um diese Botschaften zu verbreiten und Desinformation zu bekdmpfen.

— Die Kommission arbeitet gemeinsam mit den Mitgliedstaaten mit den wichtigsten internationalen
Organisationen (insbesondere dem UNHCR und der IOM) und wichtigen NRO zusammen, um in anderen
unter Druck stehenden Mitgliedstaaten ergdnzend Mafnahmen durchzufiihren.

— Die Kommission unterstiitzt andere unter Druck stehende Mitgliedstaaten mit Projekten fiir die unterstiitzte
freiwillige Riickkehr und Reintegration.

— Basierend auf dem von den Mitgliedstaaten ermittelten Bedarf iiberpriift und aktiviert die Kommission die im
Rahmen aller relevanten (internen und externen) Finanzierungsinstrumente — einschliefSlich deren Soforthil-
fekomponenten (sofern vorhanden) — verfiigbaren Mittel.

— In Ausnahmesituationen priift die Kommission, ob zusitzliche Ressourcen verfiigbar sind, die auf der
Grundlage der MFR-Bestimmungen mobilisiert werden konnen, wenn die oben genannten Mittel nicht
ausreichen.

— Die Kommission erwigt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die gemeinsame Nutzung von Mitteln aus
dem EU-Haushalt und den nationalen Haushalten, bis feststeht, wie die Finanzierung im kiinftigen MFR-
Zeitraum fortgefithrt wird.

— Mitgliedstaaten, die nicht unter Druck stehen, konnen andere unter Druck stehende Mitgliedstaaten durch
Ausriistung, Material, Personal, die Entsendung von Fachkriften und die freiwillige Umsiedlung von
Migranten sowie durch die Bereitstellung von Personal fiir Operationen der EU-Agenturen unterstiitzen.

— Mitgliedstaaten, die nicht unter Druck stehen, kénnen Mittel fiir zusitzliche Finanzierungslosungen
bereitstellen, die fiir die Durchfithrung der Sofortmafinahmen erforderlich sind.
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SCHAUBILD 1

Dieses Schaubild zeigt den mehrstufigen Aufbau des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union

(Amtsblatt der Europdischen Union L 269 vom 10. Oktober 2013)

Seite 27, Artikel 48 Absatz 1 Satz 1

Anstatt: ,Zum Zwecke der Zollkontrollen kénnen die Zollbehorden die Richtigkeit und Vollstindigkeit der
gemachten Angaben in einer Zollanmeldung, einer Anmeldung zur voriibergehenden Verwahrung,
einer summarischen Eingangsanmeldung, einer summarischen Ausgangsanmeldung, einer
Wiederausfuhranmeldung oder einer Wiederausfuhrmitteilung sowie das Vorhandensein und die
Echtheit, Richtigkeit und Giiltigkeit gegebenenfalls beigefiigter Unterlagen tiberpriffen und die
Buchhaltung und andere Aufzeichnungen des Anmelders iiber die die fraglichen Waren
betreffenden Arbeitsvorginge oder vorangegangenen oder nachfolgenden wirtschaftlichen
Vorginge nach Uberlassung der Waren priifen. ...

muss es heiféen: ,Zum Zwecke der Zollkontrollen kénnen die Zollbehorden die Richtigkeit und Vollstindigkeit der
gemachten Angaben in einer Zollanmeldung, einer Anmeldung zur voriibergehenden Verwahrung,
einer summarischen Eingangsanmeldung, einer summarischen Ausgangsanmeldung, einer
Wiederausfuhranmeldung oder einer Wiederausfuhrmitteilung sowie das Vorhandensein und die
Echtheit, Richtigkeit und Giiltigkeit gegebenenfalls beigefiigter Unterlagen tiberpriifen und die
Buchhaltung des Anmelders und andere Aufzeichnungen iiber die die fraglichen Waren
betreffenden Arbeitsvorginge oder vorangegangenen oder nachfolgenden wirtschaftlichen
Vorginge nach Uberlassung der Waren priifen. ...".

Seite 62, Artikel 173 Absatz 1 Satz 1

Anstatt: ,(1)  Dem Anmelder wird auf Antrag auch nach Annahme der Zollanmeldung durch die
Zollbehorden gestattet, eine oder mehrere in der Zollanmeldung enthaltene Angaben zu dndern. ...“

muss es heifen: »(1)  Dem Anmelder wird auf Antrag nach Annahme der Zollanmeldung durch die Zollbehorden
gestattet, eine oder mehrere in der Zollanmeldung enthaltene Angaben zu dndern. ...“
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Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2018 der Kommission vom 11. Mirz 2019 zur
Erginzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick

auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Kiihlgeriten mit Direktverkaufsfunktion

(Amtsblatt der Europdischen Union L 315 vom 5. Dezember 2019)

Auf Seite 174, Anhang IV, Tabelle 4, erhalten die Zeilen ,Vertikale und kombinierte Gefrierschranke fiir Supermaérkte“ und

,Horizontale Gefrierschrinke fiir Supermarkte” folgende Fassung:

JVertikale und kombinierte Gefriers- L1 <-15 <-18 1,00
chrinke fiir Supermirkte
L2 <-12 <-18 0,90
L3 <-12 <-15 0,90
Horizontale Gefrierschranke fur Super- | L1 <-15 <-18 1,00
markte
L2 <-12 <-18 0,92
L3 <-12 <-15 0,92¢







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

|
Amt fur Veroffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Durchführungsverordnung (EU) 2020/1361 der Kommission vom 30. September 2020 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2019 in Bezug auf bestimmte zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen von Malus domestica mit Ursprung in Serbien und bestimmte zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2020/1362 der Kommission vom 30. September 2020 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1213 in Bezug auf die Pflanzenschutzmaßnahmen für das Einführen in die Union bestimmter zum Anpflanzen bestimmter Pflanzen von Acer japonicum Thunberg, Acer palmatum Thunberg und Acer shirasawanum Koidzumi mit Ursprung in Neuseeland 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2020/1363 der Kommission vom 30. September 2020 zur Zulassung einer Zubereitung aus Bacillus amyloliquefaciens DSM 25840 als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Schweinearten (Zulassungsinhaber: Chr. Hansen A/S) (Text von Bedeutung für den EWR) 
	ANHANG 

	Empfehlung (EU) 2020/1364 der Kommission vom 23. September 2020 zu legalen Schutzwegen in die EU: Förderung der Neuansiedlung, der Aufnahme aus humanitären Gründen und anderer komplementärer Zugangswege 
	ANHANG Neuansiedlung: Zusagen 2020 

	Empfehlung (EU) 2020/1365 der Kommission vom 23. September 2020 zur Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei Such- und Rettungsaktionen, für die im Eigentum privater Einrichtungen befindliche oder von solchen betriebene Schiffe eingesetzt werden 
	Empfehlung (EU) 2020/1366 der Kommission vom 23. September 2020 über einen Vorsorge- und Krisenmanagementmechanismus der EU für Migration (Vorsorge- und Krisenplan für Migration) 
	ANHANG 

	Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Amtsblatt der Europäischen Union L 269 vom 10. Oktober 2013) 
	Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2018 der Kommission vom 11. März 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Kühlgeräten mit Direktverkaufsfunktion (Amtsblatt der Europäischen Union L 315 vom 5. Dezember 2019) 

